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            9Einleitung
            

         

         Die Zukunft der Demokratie scheint immer düsterer zu werden. Wir wollen dem entgegenhalten,
            dass sich die Demokratie erneuern lässt, dass sie florieren kann, dass sie inklusiver,
            egalitärer und mit mehr Macht ausgestattet werden kann. Wir müssen allerdings einräumen,
            dass dies eine Umkehr der Entwicklungen bedeuten würde, die wir um uns herum beobachten.
         

         Die Amerikaner könnten Hoffnung schöpfen aus der bemerkenswert hohen Wahlbeteiligung
            im Jahr 2020. Zumindest konnte die langjährige politische Apathie abgebaut werden.
            Doch dann weigerten sich der unterlegene Präsidentschaftskandidat und Millionen seiner
            Anhänger, die Ergebnisse zu akzeptieren. Im Zuge vielfältiger Bemühungen, die Wahl
            rückgängig zu machen, kam es sogar zur Erstürmung des US-Kapitols. Die Extremheit, Bösartigkeit und sogar Gewalttätigkeit der Spaltung zwischen
            den Parteien sind nach wie vor alarmierend.
         

         Uneinigkeit und Konflikte sind freilich nicht auf die Vereinigten Staaten beschränkt.
            Die Demokratie ist weltweit unter Druck geraten. Ähnliche Fragen und Emotionen bestimmten
            2016 das Brexit-Votum in Großbritannien und lasten seither schwer auf dem Land. Ängste
            mit Blick auf Veränderungen, die Macht der Bürger und nationale Identitäten sind in
            Frankreich, Deutschland, Polen, Ungarn und den meisten anderen europäischen Ländern
            weit verbreitet. Russland ist offiziell, nicht aber in der Praxis demokratisch. Trotz
            beeindruckender Widerstandsfähigkeit ist die größte Demokratie der Welt in Indien
            durch Polarisierung und majoritären Nationalismus bedroht. Und dort, wo die Demokratie
            Wurzeln zu schlagen schien, zerfällt sie stattdessen wie in Äthiopien oder wird wie
            in Südafrika und weiten Teilen Mittelamerikas immer problematischer. China schwankt
            seit langem zwischen der Behauptung, eine Form von Demokratie aufzubauen, und der
            Kontrastierung des eigenen Modells – das wahlweise als konfuzianisch, kommunistisch
            oder einfach chinesisch bezeichnet wird – mit dem, was es als zunehmendes Versagen
            der westlichen Demokratien ansieht. Während liberalere Demokratien unter der Corona-Pandemie
            lit10ten, wurde China immer autoritärer und rühmte sich zugleich, eine »funktionierende
            Demokratie« zu verkörpern.
         

         In diesem Buch konzentrieren wir uns nicht auf schwierige oder gestoppte Übergänge
            zur Demokratie. Vielmehr geht es um Zerfallserscheinungen in Ländern, die lange Zeit
            als starke Demokratien galten. Natürlich gibt es zwischen beiden Aspekten einen Zusammenhang.
            Der Zerfall der Demokratie in Ländern wie den Vereinigten Staaten lässt sie für angehende
            Demokraten in anderen Ländern weniger vielversprechend erscheinen. Die ethno-nationalistische
            Herrschaft und die zunehmende Missachtung von Verfassung und Recht machen Indien weniger
            zu einem Vorbild.
         

         An Büchern und Artikeln über die Krise und den möglichen Verlust der Demokratie herrscht
            kein Mangel. Dieses Buch hebt sich dadurch ab, dass es die langfristigen Zerfallserscheinungen
            der Demokratie von innen heraus betont, im Gegensatz zu Angriffen von außen und den
            Verheerungen, die schlechte Politiker anrichten; dass es gleichzeitig aber auch die
            Bedeutung sozialer und kultureller Grundlagen – und nicht nur rein politischer Reformen
            – für die Erneuerung der Demokratie deutlich macht.
         

         Zweifellos wird die Demokratie durch korrupte und eigennützige Politiker geschädigt,
            die die soziale Spaltung aus machttaktischen Gründen bewusst voranreiben. Sie wird
            durch die Manipulation ihrer Regeln, die Unterdrückung von Wählerstimmen, Gerrymandering
            und Versuche, Wahlen zu diskreditieren, geschwächt. Die »Rettung« der Demokratie erfordert
            jedoch mehr als nur prozessuale oder technische Reparaturen.
         

         Die Erneuerung muss sich mit zwei Arten von Grundlagen für die Demokratie befassen,
            die nicht gänzlich in der politischen Demokratie als solcher enthalten sind: erstens
            mit republikanischen Verfassungen und Normen der Bürgertugend und zweitens mit den
            sozialen Voraussetzungen für eine wirkmächtige Bürgerschaft, zu denen auch gesellschaftliche
            Solidarität und Grenzen der Ungleichheit gehören. Ohne die Wiederherstellung dieser
            Grundlagen kann die Demokratie nicht gedeihen.
         

         Die Grundlagen sind zum Teil kultureller und moralischer Natur. Der Wiederaufbau muss
            das Engagement für bürgerliche Tugenden und das Gemeinwohl wiederherstellen; er muss
            die kollektive Identität erneuern und die Korruption eindämmen. Der verfassungsmäßige
            Schutz der Rechtsstaatlichkeit, der guten Regie11rungsführung und der Rechte aller Bürger darf nicht nur auf dem Papier stehen, sondern muss auch verinnerlicht und
            geachtet werden. Entscheidend sind dafür nicht zuletzt materielle Faktoren. Die Ungleichheit
            hat dramatisch zugenommen – beim Einkommen, beim Vermögen und während der Corona-Pandemie
            sogar bei der Qualität der Gesundheitsversorgung. Das bedeutet, dass in vielen Ländern
            ganze Gruppen von Bürgern sehr unterschiedliche Erfahrungen mit politischen Maßnahmen
            und sozialen Veränderungen gemacht haben; sie sitzen buchstäblich nicht »in einem
            Boot«. Aber auch die Ungleichheit ist nicht die ganze Geschichte. Mindestens genauso
            wichtig ist die Erosion sozialer Bindungen – auf kommunaler und übergreifender Ebene
            –, die die Bürger über alle Unterschiede hinweg zusammenschweißen. Gesellschaftliche
            Solidarität ist nicht nur ein Gefühl, sondern auch eine Struktur sozialer Beziehungen.
            Sie muss auf der Ebene der lokalen Gemeinschaften, der nationalen Institutionen und
            der vielen dazwischenliegenden Vereinigungen wiederhergestellt werden.[1] 

         
            
               Dimensionen des Zerfalls
               

            

            In Kapitel 1 skizziert Charles Taylor drei Faktoren, die für die jüngsten Abwärtsspiralen
               des Zerfalls von zentraler Bedeutung sind: die Entmächtigung der Bürger, das Scheitern
               der Inklusion und das hyperparteiische und majoritäre Streben nach politischen Siegen
               auf Kosten einer gemeinsamen Zukunft. Das sind nicht die einzig möglichen Komponenten
               des Zerfalls, aber sie sind entscheidend, und wir kommen in diesem Buch immer wieder
               auf sie zurück.
            

            Eine robuste Demokratie ist eine Möglichkeit, alle Bürger und Bürgerinnen zu »ermächtigen«,
               sowohl in der Politik als auch in ihrem sonstigen Leben. Ein solches Empowerment ermutigt
               zu Kontroversen und bringt Spannungen zwischen öffentlichen und 12privaten Interessen zum Vorschein. Es führt zu Widerstand seitens einiger Eliten.
               Es bringt aber auch die Fähigkeit zur Mobilisierung mit sich, um gemeinsam Probleme
               zu lösen und das Zusammenleben weiter zu verbessern. Freiheit, Gleichheit und Solidarität
               sind keine bloßen Abstraktionen, sondern von praktischer Bedeutung für das Leben der
               Bürger einer Demokratie. Sie können aber auch degenerieren.
            

            Die Demokratie hängt von der Ermächtigung (empowerment) der Bürger ab – und zerfällt mit ihrer Entmächtigung (disempowerment). Letztere untergräbt sowohl die Möglichkeit, sich wirksam in öffentliche Angelegenheiten
               einzumischen, als auch die Bemühungen, persönliche Herausforderungen zu bewältigen.
               Die Entmächtigung erfolgt nicht nur durch explizite Blockaden wie z.B. Wahlbeschränkungen, sondern auch durch den Verlust der sozialen Voraussetzungen
               für wirksames Handeln. Um im Alltag von der Demokratie zu profitieren und für mehr
               Demokratie zu kämpfen, sind nicht nur individuelle, sondern auch soziale Fähigkeiten
               erforderlich. Bürger werden durch Gemeinschaften und Nachbarschaften, Organisationen
               wie Gewerkschaften, in Kirchen, Moscheen und Synagogen gebildete Netzwerke, Eltern-Lehrer-Vereinigungen,
               Jugendsportvereine und Sozialverbände gestärkt. Soziale Bewegungen ermächtigen die
               Menschen, die sie mobilisieren, indem sie auf bestehenden Verbindungen aufbauen und
               neue entwickeln. Und sie können selbst dann ermächtigend wirken, wenn sie ihre expliziten
               Ziele nicht erreichen.
            

            Verstärkt wird die Entmächtigung durch extreme wirtschaftliche wie auch durch politische Ungleichheit. Die Regierung ist intransparent und distanziert, für den Normalbürger
               unzugänglich und wird von einer scheinbar eigenen politischen Klasse geführt. Die
               Mitglieder dieser Klasse als privilegierte Eliten zu bezeichnen heißt nicht, dass
               es sich um dieselben privilegierten Eliten handelt, die den Unternehmens- und Finanzkapitalismus
               beherrschen. Es handelt sich um verschiedene Fraktionen der herrschenden Klasse, die
               nicht immer völlig auf einer Linie liegen.[2]  Die so genannten popu13listischen Bewegungen, für die beispielhaft die Brexiteers in Großbritannien und der
               Trumpismus in den Vereinigten Staaten stehen, haben gezeigt, dass selbst relativ gutsituierte
               Menschen das Gefühl haben können, keine politische Macht zu haben. Dabei geht es nicht
               nur darum, dass sie in Washington oder Westminster kein Gehör finden; es geht auch
               darum, dass sie nicht in der Lage sind, für eine funktionierende Müllabfuhr zu sorgen
               oder die Straßen in ihrer Gegend ausbessern zu lassen.
            

            Eine weitere Dimension der Demokratie ist die politische Inklusion. Dabei geht es
               nicht um mehr oder weniger Macht, sondern um ein stärkeres oder schwächeres Gefühl
               der Zugehörigkeit und Beteiligung. Die Demokratie wurde häufig durch Restriktionen
               bei der formalen politischen Teilhabe eingeschränkt – wie zum Beispiel durch die Vorenthaltung
               des Wahlrechts für Sklaven, Frauen und Männer ohne ausreichenden Besitz in den Vereinigten
               Staaten. Die US-Demokratie hat sich mit der Ausweitung des Wahlrechts weiterentwickelt und zerfällt,
               wenn versucht wird, dieses zu beschneiden, wie es nach der Reconstruction geschah
               und heute in vielen US-Bundesstaaten geschieht. Und die Wahlunterdrückung ist nicht auf die Vereinigten
               Staaten beschränkt.
            

            Aber auch die informelle Einbeziehung ist wichtig. Erkennen sich die Bürger gegenseitig
               als gemeinsame und gleichberechtigte Mitglieder des Gemeinwesens an? Wird die formelle
               Anerkennung durch den Staat ergänzt durch die informelle Anerkennung unter den Mitbürgern?
               Race, ethnische Zugehörigkeit, Religion, Einwanderungsstatus und andere Unterscheidungen
               können die politische Inklusion fragmentieren und einschränken. Dabei geht es nicht
               nur um die Rechte von Minderheiten; wir müssen uns fragen, inwiefern manche Menschen
               als Mehrheit anerkannt werden, während andere als Minderheiten behandelt werden, oder
               was passiert, wenn Menschen, die sich für die rechtmäßige Mehrheit halten, sich mit
               der zunehmenden Bedeutung anderer Gruppen konfrontiert sehen. Der Mehrheitsstatus
               ist eine Frage der Kulturpolitik, nicht nur der Zahlen.[3] 

            14Ein beträchtlicher Teil der US-Bürger wehrt sich gegen eine Neudefinition der amerikanischen Identität, die Schwarze,
               Indianer, Latinos/as, Asiaten und andere einschließt. Einige halten an der alten Vorstellung
               einer weißen, christlichen Nation fest.[4]  Sie wollen nicht zur Minderheit werden. Ähnliche Fragen stehen im Raum, wenn Kanada
               versucht, anglophone und frankophone Bürger gleichzustellen, den First Nations volle
               Staatsbürgerrechte und Anerkennung zu gewähren und neue Einwanderer zu integrieren.
               Eine ängstliche »Englishness« bildete die Grundlage für den Brexit und untergräbt
               eine integrativere britische Identität. Dominante ethnische Gruppen scheinen offensichtlich
               in der Mehrheit zu sein – sie werden oft als »legacy nations« bezeichnet. Doch nationale
               Mehrheiten sind immer konstruiert – sowohl durch materielle Veränderungen als auch
               durch den Diskurs –, in Frankreich oder Ungarn nicht anders als in Ländern, die sich
               explizit durch ihre Vielfalt auszeichnen, wie Kanada, die Vereinigten Staaten und
               Großbritannien.
            

            Wenn die Bekundung »Wir, das Volk« nicht mehr das Ganze einschließt und stattdessen
               die Feindseligkeit einer realen oder imaginären Mehrheit gegenüber allen Minderheiten
               zum Ausdruck bringt, ist das Ergebnis eine verzerrte, schädliche Ausdrucksform des
               echten Bedürfnisses nach Solidarität unter demokratischen Bürgern. Solidarität ist
               nicht Konformität und beinhaltet selten Einstimmigkeit. Demokratie ist fast immer
               streitbar und strittig. Die Bürger, die ihre unterschiedlichen Vorstellungen durchsetzen
               wollen, sind agonistisch, aber nicht unbedingt antagonistisch. Sie wollen argumentative
               Auseinandersetzungen gewinnen, aber nicht unbedingt auf Kosten des anderen. Anders
               verhält es sich, wenn eine extreme politische Polarisierung die Parteinahme in den
               Vordergrund stellt. Die Demokratie zerfällt, wenn die Bürger zuerst fragen, was die
               Menschen in meinem eigenen Lager glauben oder denken oder tun – und nicht, was für
               die gesamte Gesellschaft gut ist.
            

            15Parteilichkeit kann konstruktiv oder zumindest handhabbar sein, solange sie der Sorge
               um das Gemeinwohl untergeordnet ist. Die Befürworter der jeweiligen Seite dürfen sich
               gerne darüber streiten, was das Beste für alle ist. Es ist jedoch nur ein kleiner
               Schritt von dem Versuch, einen Streit zu gewinnen, zu der Einschätzung, dass der Sieg
               wichtiger ist als das Streben nach dem Gemeinwohl. Kein Wunder, dass Parteigänger
               nach taktischen Vorteilen suchen. Wie Ezra Klein gezeigt hat, verleiten verschiedene
               Anreize rationale politische Akteure leider regelmäßig dazu, auf eine Art und Weise
               nach kurzfristigen Vorteilen zu streben, die eine gute Regierungsführung untergräbt
               und die Polarisierung fördert.[5]  Extrem oder übermäßig parteiische Menschen stellen den Sieg über alle anderen Überlegungen
               – und das ist ein Problem. Extreme Parteigänger finden sich nicht nur in Konfrontationen
               wieder, sondern suchen sie geradezu und arrangieren sie, weil sie Kooperation als
               Verrat an ihrer parteipolitischen Sache ansehen. Sie blockieren eine effektive Regierung,
               wenn sie ihren Willen nicht durchsetzen können, und sie steigern damit Groll und Frust
               der Öffentlichkeit. Sie machen sich die kulturellen Gräben zunutze, damit die Wahlinteressen
               einzelner Kandidaten mit den Präferenzen der polarisierten Wähler übereinstimmen.
               Sie verlangen die uneingeschränkte Befolgung extremer Parteipositionen und hindern
               gewählte Amtsträger daran, unabhängig zu handeln. Extreme Parteilichkeit kann eine
               Partei nicht nur mit anderen Parteien, sondern auch mit den Präferenzen der meisten
               Bürger in Konflikt bringen – und es ihr dennoch erlauben, kurzfristig wählerwirksam
               zu bleiben. Kurz gesagt: Extreme Parteilichkeit kann ein wichtiger Faktor für den
               Zerfall der Demokratie sein.
            

            Eine solche extreme Parteilichkeit lässt sich nicht einfach mit den Einstellungen
               des Einzelnen erklären. Sie wird durch den Karrierismus der Politiker gefördert, aber
               auch das ist keine ausreichende Erklärung. Vielmehr spiegelt extreme Parteilichkeit
               gesellschaftliche Spaltungen wider. Sie entstehen, wenn die sozialen Grundlagen der
               Demokratie nicht geteilt werden. Wenn die Verbindungen zwischen verschiedenen Gesellschaftsgruppen
               schwach sind, können ihre Mitglieder leichter stark unterschiedliche Auffas16sungen darüber entwickeln, was in der Gesellschaft vor sich geht, widersprüchliche
               Erzählungen darüber, wie die Dinge so geworden sind, wie sie sind, und schrille Schuldzuweisungen
               für die Entstehung von Problemen und das blockierte Vorankommen. Und die Extreme der
               Parteilichkeit sind in der Regel reaktiv. Es handelt sich nicht einfach um stabile
               Meinungsverschiedenheiten, sondern um Bewegungen, die durch destabilisierende Veränderungen
               – große Transformationen – ausgelöst werden.
            

            Die Spaltung der Gesellschaft in sich gegenseitig nicht verstehende Fraktionen wird
               durch die Geographie, durch unterschiedliche Positionen mit Blick auf den ökonomischen
               Wandel und ökonomische Sicherheit sowie auf ethnische und religiöse Zugehörigkeit
               und durch die Politik beeinflusst. Sie überschneidet sich mit den oft beschworenen
               Echokammern der verschiedenen Mediennetzwerke. Eindimensionale, abgeschottete Medien
               verstärken die soziale Spaltung. Sie machen aus der Parteilichkeit eine beinahe epistemologische
               Divergenz, wenn das primäre Kriterium für die Wahrheit das ist, was diejenigen auf
               meiner Seite glauben. Auf jeder Seite bleiben die Menschen nicht nur bei ihren bevorzugten
               Kanälen oder Feeds, sondern sie filtern auch abweichende Nachrichten und Belege heraus.
               Die Ansichten über die »Realität« werden sowohl durch emotionale als auch intellektuelle
               Bemühungen, die kognitive Dissonanz zu verringern, verzerrt. Das heißt, die Menschen
               erkennen die Fakten, die mit ihren etablierten Denk-, Fühl- und Handlungsweisen übereinstimmen,
               und widersetzen sich den Fakten, die nicht dazu passen, oder ignorieren sie.[6]  Jahrzehntelang 17haben hochmobile Eliten die Globalisierung mit Freude betrachtet und geglaubt, dass
               »wir alle kosmopolitisch werden«. Nicht-Eliten waren angesichts der Veränderungen
               eher frustriert und glaubten lieber an QAnon oder andere Verschwörungstheorien. Unterschiedliche Medien verbreiten und verstärken
               solche Überzeugungen, verursachen sie aber nicht selbst.
            

            Polarisierung bedeutet also mehr als extreme Meinungsverschiedenheiten; sie meint
               eine Divergenz in der Art und Weise, wie die Welt gesehen wird. Sie resultiert nicht
               nur aus dem taktischen Opfern des Gemeinwohls, sondern aus grundlegend unterschiedlichen
               Auffassungen von Öffentlichkeit und Gemeinwohl. Diese unterschiedlichen Auffassungen
               von der Welt beruhen auf unterschiedlichen sozialen Positionen mit unterschiedlichen
               materiellen Aussichten sowie auf unterschiedlichen Lebensweisen. Und diese Unterschiede
               korrelieren in der Regel mit dem Wahlverhalten: ländlich versus urban, mehr versus
               weniger gebildet, beruflich hochqualifiziert oder nicht, religiös oder nicht, rote
               Staaten versus blaue Staaten.
            

            Die Demokratie ist nicht nur ein Projekt des rationalen Diskurses. Auch Emotionen,
               Identitäten und Interessen spielen bei ihr eine Rolle. Wo die Demokratie robust ist,
               werden unterschiedliche Identitäten anerkannt und konkurrierende Interessen ausgehandelt.
               Das Gefühl der politischen Ausgrenzung und der Ohnmacht kann manchmal zur Resignation
               und zum Rückzug aus der Politik führen. Aber zu anderen Zeiten ruft das Gefühl, vernachlässigt
               oder ausgeschlossen zu werden oder bei politischen Entscheidungen immer den Kürzeren
               zu ziehen, Wut, Ressentiment und parteiische Bemühungen hervor, Schuldige zu finden,
               die dafür verantwortlich gemacht werden können.
            

            Die Frustration wächst, wenn Menschen in ihrem Leben und in ihren Gemeinschaften Verwerfungen
               oder Verschlechterungen er18leben, wenn sie das Gefühl haben, ihren Kindern nicht versprechen zu können, dass
               die Dinge in Zukunft besser werden, wenn, kurz gesagt, »das System« für sie nicht
               gut funktioniert. Noch zusätzlich verstärkt wird der Frust, wenn die politischen Eliten
               es versäumen, auf den Schmerz oder die Wut der Bevölkerung einzugehen. Ungleichheit
               wirkt sich unter anderem darauf aus, wie die Globalisierung, neue Technologien und
               die Rolle des Finanzwesens erfahren werden. Politische Ausrichtungen spiegeln jedoch
               nicht einfach und unmittelbar materielle Interessen oder Nöte wider.
            

            Entmächtigung, fehlende Inklusion und extreme Polarisierung zeigen sich öffentlich
               am deutlichsten, wenn sie in politischen Bewegungen zusammenkommen, die behaupten,
               den von der konventionellen Politik vernachlässigten »echten Menschen« eine Stimme
               zu geben. Diese Bewegungen, die häufig als »populistisch« bezeichnet werden, sind
               Reaktionen auf eine wahrgenommene (und vielleicht auch tatsächliche) Vernachlässigung.
               Ihre Motivation ist weniger ideologisch als emotional und spiegelt Ressentiments und
               Frustration wider. Befeuert durch die Zerfallserscheinungen der Demokratie, können
               solche Bewegungen zu weiteren Verwerfungen, aber auch zu einer neuen Beteiligung am
               demokratischen Prozess führen.
            

            Wütende und ressentimentgeladene Populisten müssen nicht zwangsläufig am Rand der
               Gesellschaft stehen. Natürlich sind einige von ihnen direkte Opfer des ökonomischen
               Wandels. Viele leben außerhalb der Großstadtregionen, die die meiste öffentliche Aufmerksamkeit
               erhalten. Einige fühlen sich tatsächlich abgehängt; bei anderen werden einfach ihre
               Erwartungen nicht erfüllt. Sie haben das Gefühl, dass sie nicht zu ihrem Recht kommen,
               selbst wenn sie in Vororten der oberen Mittelschicht leben und ihre Kinder auf Privatschulen
               schicken. In der Überzeugung, dass sie doch eigentlich das Volk sind, ärgern sie sich, wenn »zu viele« Chancen an Einwanderer oder ethnische
               Minderheiten vergeben werden. Einige verteidigen traditionelle Geschlechterrollen.
               Sie sind in Sorge wegen gesellschaftlicher Veränderungen – sogar Veränderungen in
               den intimen Beziehungen –, die ihnen ihre Länder als fremd erscheinen lassen oder
               so, als würden sie nicht mehr ganz ihnen gehören.
            

         

         
            
               19Überrumpelt
               

            

            Jahrelang gingen die Menschen, die in den älteren liberalen Demokratien lebten, einfach
               davon aus, dass diese die Zukunft der Menschheit darstellen. Diese Demokratien als
               »liberal« zu bezeichnen bedeutet, dass sie die Rechte des Einzelnen, von Minderheiten
               und offene politische Meinungsverschiedenheiten schützen – im Gegensatz zur Demokratie,
               die als Streben nach Gleichheit oder anderen potenziellen Fortschritten mit autoritären
               Mitteln verstanden wird. Wie wir insbesondere in Kapitel 2 zeigen, ist es die Ergänzung
               der Demokratie durch den Republikanismus, die ihre liberale Spielart hervorbringt.
            

            Früher oder später, so die Annahme, würde sich jeder für diese Regierungsform entscheiden.
               Dieser Glaube wurzelt in einer optimistischen Lesart der Geschichte der modernen Demokratie
               im Allgemeinen, so als wäre sie seit der Magna Charta oder der Amerikanischen Revolution
               gut gewesen und stetig besser geworden, während sie in Wirklichkeit in Schüben verlief
               und mit der Überwindung erheblicher Hindernisse zu kämpfen hatte. Die Amerikaner zum
               Beispiel erzählten sich (und lehrten ihre Schulkinder) die Geschichte einer Republik,
               die trotz Sklaverei und Bürgerkrieg, trotz brutaler Behandlung der Indianer und langem
               Ausschluss der Frauen vom Wahlrecht immer demokratisch war.
            

            Gestärkt wurde dieses optimistische Narrativ durch die aufeinanderfolgenden Demokratisierungswellen
               des 20.Jahrhunderts: nach dem Ersten Weltkrieg, nach dem Zweiten Weltkrieg und nach dem Fall
               der Berliner Mauer 1989. Diese Zuversicht überlebte sogar das Scheitern und den Zusammenbruch
               einiger der neuen Demokratien, die auf jede Welle folgten. Aber jetzt ist sie ins
               Wanken geraten.
            

            Wenn man bedenkt, wie extrem die Krisen von Großer Depression, Weltkrieg und Entkolonialisierung
               waren, ist es beeindruckend, dass in der Folge so viele Menschen in verschiedenen
               Ländern der Meinung waren, die Demokratie sei quasi unvermeidlich. Die Demokratie
               wurde zu einem Leitprojekt der einzelnen europäischen Länder und schließlich der Europäischen
               Union, aller drei nordamerikanischen Länder, Japans, Australiens und Neuseelands.
               Die postkolonialen Staaten machten sich die Demokratie zu eigen, obwohl sie erkannten,
               dass die heuchlerischen Kolonial20herren im eigenen Land oft demokratisch, fern der Heimat hingegen imperialistisch
               gewesen waren. Indien sticht dabei heraus, steht aber nicht allein. Bemerkenswerterweise
               ist Südafrika eine multirassische Demokratie, trotz all der Schwierigkeiten, die aus
               der Vergangenheit der Apartheid herrühren. Nach 1989 kam die Demokratie nach Osteuropa
               und in einige Teile der ehemaligen Sowjetunion. Es gab eine kurze Welle der Beinahe-Euphorie
               – und allzu oft auch der Selbstzufriedenheit.
            

            Optimisten vertraten die Auffassung, dass die Demokratie unmittelbar mit dem angeborenen
               Wunsch der Menschen nach Freiheit und der offensichtlichen Gerechtigkeit der Gleichheit
               zu tun habe. Wenn die Menschen die Demokratie in Aktion erlebten, würden sie sie für
               sich und ihr Land wollen. Das ist nicht völlig falsch, aber doch stark vereinfacht
               und irreführend. Demokratie ist nicht einfach eine statische, im Voraus festgelegte
               Reihe von Verfahren, die übernommen werden können wie eine neue Technologie oder die
               Praxis, westliche Businessanzüge zu tragen und sich bei Begegnungen die Hand zu geben.
               Demokratie lediglich als ein Gefüge formaler Verfahren oder rechtlicher Mindestgarantien
               wie die Pressefreiheit zu betrachten, greift viel zu kurz. Sie kann nur durch Transformationsprozesse
               hergestellt werden. Und wenn erst einmal ein Paket demokratischer Verfahren vorhanden
               ist, wird sich der Wandel zwangsläufig fortsetzen. Demokratie gedeiht, wenn sie als
               Projekt angegangen wird.
            

            Die Demokratie selbst weckt Erwartungen, die die bestehenden Strukturen nicht erfüllen
               können. Bürger, die über ein gewisses Maß an Demokratie verfügen, wollen in der Regel
               mehr und bessere Demokratie – und haben unterschiedliche Vorstellungen davon, was
               das konkret bedeutet. In dem Maße, wie sich die sozialen und wirtschaftlichen Bedingungen
               ändern, ändern sich auch die Wünsche und Bedürfnisse der Bürger sowie ihre Fähigkeiten
               zu kollektivem Handeln. Beide Tendenzen erinnern uns daran, dass Demokratie nicht
               einfach an- oder ausgeknipst wird wie ein Lichtschalter, vorhanden oder nicht vorhanden
               oder gar auf einer linearen Bewertungsskala mehr oder weniger vollständig verwirklicht
               ist.
            

            Demokratie, so behaupten wir, ist notwendigerweise ein »telisches« Konzept. Es bezeichnet
               nicht nur eine Reihe von Bedingungen, sondern auch Verpflichtungen und Bestrebungen;
               es definiert sich durch Ziele, auch wenn diese nie vollständig erfüllt werden. 21Nicht nur ihre Routineabläufe, sondern auch ihre Veränderungen sind von Idealen geleitet.
               An der Demokratie teilzuhaben bedeutet, sich für mehr und bessere Demokratie einzusetzen.
               In diesem Sinne ist die Demokratie mehr als die unmittelbarste Ausdrucksform des Volkswillens.
               Auch in dieser Hinsicht ist die republikanische Tradition eine wichtige Quelle für
               die Vorstellung, dass die Demokratie besser sein kann, aber sie ist nicht die einzige.
               Die Berücksichtigung des Wohlergehens künftiger Generationen kann schlicht eine Erweiterung
               der demokratischen Idee des Volkes sein. Damit die Demokratie jedoch Bestand hat und
               gedeihen kann, ist es von entscheidender Bedeutung, dass sie auf die Zukunft ausgerichtet
               und offen für Bewertung und Verbesserung ist.
            

            Da die Demokratie jedoch von Natur aus Erwartungen weckt, kann sie auch Frustration
               in Bezug auf bestehende Beschränkungen hervorrufen. Die Grenzen der Demokratie ergeben
               sich nicht nur aus politischen Mechanismen, die ihre Ideale (oder die Ideale einer
               bestimmten demokratischen Verfassung) nur unvollständig verwirklichen. Sie ergeben
               sich größtenteils aus ökonomischen und anderen gesellschaftlichen Veränderungen, die
               demokratische Prozesse nicht vollständig kontrollieren können, auf die sie aber reagieren
               müssen, wie z.B. technologischer Wandel, zunehmende Größendimensionen sowie die Ungleichheit und
               Volatilität des Kapitalismus. Diese Entwicklungen können auch positive Aspekte haben,
               etwa größeren Wohlstand und eine höhere Lebenserwartung. Aber sie verursachen auch
               Umwälzungen in Gemeinschaften und gesellschaftlichen Institutionen und eine zumindest
               vorübergehende Entmächtigung der Bürger. Entscheidend ist, wie die Demokratien darauf
               reagieren.
            

            Karl Polanyi hat einen solchen Prozess der »großen Transformation« während der ersten
               150 Jahre des Industriekapitalismus beschrieben. Einfriedungen schränkten den gemeinschaftlichen
               Zugang zu Land ein, landwirtschaftliche und handwerkliche Arbeit wurden entwertet,
               neuartige Eigentumsrechte verabsolutiert, Unterstützungsleistungen für Arme und Arbeitslose
               abgeschafft. Es entstand eine neue Marktgesellschaft, die zwar neuen Reichtum brachte,
               diesen aber ungleich verteilte und stets von großer Instabilität und Unsicherheit
               begleitet war.[7]  Nach zwei Weltkriegen und 22einer Weltwirtschaftskrise wurde die »Doppelbewegung« von Disruption und Reaktion
               durch aktives staatliches Eingreifen und den Aufbau neuer Institutionen der öffentlichen
               Wohlfahrt gebändigt.
            

            Wir sind der Auffassung, dass seit den 1970er Jahren eine neue »große Transformation«
               im Gange ist. Sie brachte Finanzialisierung und Globalisierung, aufeinanderfolgende
               Krisen und als Reaktion darauf eine brutale Sparpolitik. Sie hat dazu geführt, dass
               Hochschulbildung wichtiger ist als je zuvor, teurer ist als je zuvor und ungleicher
               ist als je zuvor. Für einige war sie befreiend und brachte neuen Respekt für kulturelle
               Vielfalt. Für Angehörige der industriellen Arbeiterklasse hat sie jedoch zu einer
               deutlichen Entmächtigung geführt und viele Bürger vor neue Herausforderungen gestellt.
               Sie hat eine populistische Reaktion hervorgebracht, aber noch nicht den notwendigen
               Wiederaufbau von Institutionen und Gemeinschaften.
            

            Selbst wenn ein politisches System formal demokratisch bleibt – zum Beispiel durch
               das Abhalten von Wahlen und friedliche Machtwechsel –, kann die Demokratie zerfallen.
               Die Bürger können sich entmächtigt fühlen, und Gemeinschaften verlieren womöglich
               die Fähigkeit, das kollektive Leben zu organisieren. Anstatt schrittweise ein breiteres
               Spektrum von Bürgern in die volle Teilhabe einzubeziehen, kann eine demokratische
               Nation Ausgrenzung und Hierarchie zulassen. Eine parteipolitische Polarisierung kann
               nicht nur die Politik, sondern auch die normale gesellschaftliche Solidarität zersetzen.
            

            Wenn sich die gesellschaftlichen Verhältnisse ändern, müssen die Demokratien ihre
               politischen Institutionen erneuern. Allzu oft jedoch haben die Eliten stattdessen
               abseits gestanden, haben randständige Probleme beklagt, aber auch von Veränderungen
               profitiert, die für andere disruptiv oder sogar zerstörerisch sind. Ein gutes Beispiel
               dafür ist die Globalisierung. Sie ist ökonomisch vorteilhaft für Unternehmen, ihre
               Aktionäre und ihre leitenden Angestellten. Sie ist von Vorteil für die Verbraucher,
               denen eine neue Produktvielfalt geboten wird und die angesichts des Wettbewerbsdrucks
               mit niedrigen Preisen rechnen können. Sie bringt einen Steuervorteil für diejenigen,
               die ihren Reichtum in ausländischen Steueroasen 23und Briefkastenfirmen verstecken können. Aber sie ist kein Vorteil für Arbeitnehmer,
               die ihren Arbeitsplatz verlieren oder gezwungen sind, an einen anderen Ort zu ziehen,
               oder für andere, die in Kommunen leben, die durch den Verlust von industriellen Arbeitgebern
               benachteiligt werden. Jahrzehntelang haben die Eliten die Vorteile genossen und sich
               über die Verluste hinweggesetzt. Das hat zu einer schwachen politischen Reaktion geführt,
               nicht nur auf die Globalisierung, sondern auch auf die Veränderungen der Globalisierung,
               der Finanzialisierung, der neuen Technologien und der neu strukturierten Unternehmensmacht.
            

            In der Tat können wir heute feststellen, dass die Zerfallserscheinungen der Demokratie
               die Reaktionen nicht nur auf wirtschaftliche Veränderungen und Verwerfungen bestimmen,
               sondern auch auf drängende globale Probleme, die von der Corona-Pandemie bis zum Klimawandel
               und zur Migration reichen. Diese Herausforderungen sind eindeutig grenzüberschreitend.
               Die Reaktion darauf erfordert transnationales kollektives Handeln. Stattdessen erleben
               wir eine Renaissance des kompetitiven und manchmal kriegerischen Nationalismus. Die
               Bürger stehen diesen Krisen mit wenig Vertrauen in die Regierung gegenüber. Die Institutionen
               sind zu oft beschädigt oder dysfunktional. Und die tatsächliche Geschichte der Führungselite
               gibt denn auch eher Anlass zu Ressentiments als zu Vertrauen.
            

            Ein typisches Beispiel dafür ist die Corona-Pandemie. Die Hoffnung auf Besserung hat
               viele dazu verleitet, von einer Rückkehr zur »Normalität« zu sprechen. Das ist nicht
               nur deshalb irreführend, weil die Pandemie länger dauerte, als viele sich vorstellten,
               und ihre sozioökonomischen Folgen noch länger zu spüren sein werden. Im Grunde genommen
               wird die Erholung keinesfalls eine Rückkehr zu irgendwelchen imaginären stabilen Verhältnissen
               früherer Zeiten sein. Wir werden uns von der Pandemie nur durch einen Wandel erholen.
               Dabei geht es nicht nur um das öffentliche Gesundheitswesen, sondern auch um systemische
               Fragen, von Lieferketten über die Neugestaltung von Beschäftigung bis hin zur globalen
               Zusammenarbeit. Ebenso schwierig ist es, sich vorzustellen, was in Fragen der globalen
               Migration mit einer Rückkehr zur Normalität gemeint sein könnte. Und was den Klimawandel
               betrifft, so ist dies bestenfalls ein Hirngespinst.
            

            Um diese Herausforderungen ohne weiteren Zerfall der De24mokratie zu bewältigen, müssen wir uns sowohl von den Degenerationen der letzten fünfzig
               Jahre erholen als auch die sozialen Grundlagen der Demokratie wiederherstellen. Von
               entscheidender Bedeutung dabei ist, republikanische politische Normen zu erneuern
               und dies durch den Wiederaufbau von Solidaritätsstrukturen von den Kommunen bis zu
               den staatlichen Institutionen zu ergänzen. Und während wir uns noch von jeder dieser
               Krisen erholen, werden wir schon wieder vor neuen Herausforderungen stehen.
            

            Ohne einen solchen Wandel wird es nicht möglich sein, die demokratischen Freiheiten,
               die Verfassungsprozesse und den politischen Zusammenhalt zu retten. Dies erfordert
               die Wiederaufnahme historischer Kämpfe zur Vertiefung der Demokratie; es erfordert
               das Engagement für neue Agenden.
            

            In diesem Buch nähern wir uns diesen Herausforderungen aus zwei Blickwinkeln. Craig
               Calhoun und Charles Taylor konzentrieren sich vornehmlich auf die Vereinigten Staaten
               und andere westliche Demokratien, die durch einen Kompromiss mit dem Kapitalismus
               zu Wohlstand gekommen sind. Sie untersuchen tiefreichende Probleme und beharren dennoch
               darauf, dass diese gelöst werden können und die Demokratie ihre telischen Verbesserungen
               wieder fortsetzen kann, wenn auch in nichtlinearen Transformationen. Dilip Gaonkar
               konzentriert sich auf Indien, wo eine beeindruckende demokratische Geschichte mit
               massiver Ungleichheit und großer Heterogenität zu kämpfen hat. Er bietet ein Gegengewicht
               zu Calhouns und Taylors entschlossenem Optimismus und verweist auf die »Politik der
               Straße«, in der der Wille des Volkes zum Ausdruck kommt, ohne vollständig in republikanische
               oder andere telische Verbesserungspläne integriert zu sein. Er erinnert an die griechischen
               Annahmen, wonach die Demokratie notwendigerweise instabil sei.
            

            Die Fälle sind nicht diametral entgegengesetzt. Indien zeigt, dass republikanische
               Institutionen und das telische Streben nach einer besseren Demokratie außerhalb des
               Westens und in einem Land, das mit enormer Armut und Spaltung zu kämpfen hat, Wurzeln
               schlagen können – auch wenn der Erfolg dieser Errungenschaft jetzt in Frage steht.
               Umgekehrt gibt es in den Vereinigten Staaten und in Europa auch eine Politik der Straße,
               eine Mobilisierung der Bürger, die ihre Wut oder ihren Unmut zum Ausdruck bringen,
               ohne klare Ziele für Verbesserungen zu verfolgen. Calhoun und 25Taylor betonen zwar die Bedeutung einer inklusiveren Demokratie, erkennen aber auch
               an, dass eine solche Demokratie eine enorme Herausforderung ist und auf absehbare
               Zeit unvollständig bleiben wird. Gaonkar befürchtet eine Phase der »hässlichen Demokratie«,
               hofft aber, dass eine Erneuerung des Republikanismus und der gesellschaftlichen Solidarität
               diese Phase abmildern kann.
            

            Konventionelle Geschichten und Vorstellungen über die Demokratie können anfällig für
               Illusionen sein. Viele Amerikaner erzählen sich zum Beispiel Geschichten von unschuldigen
               Ursprüngen, die die Bedeutung von Ausgrenzungen und Unterdrückungen, nicht zuletzt
               in Gestalt der Sklaverei, herunterspielen. Oder sie räumen zwar ein, dass es Probleme
               gab, glauben aber, dass diese im Zuge einer linearen Fortschrittsgeschichte beseitigt
               wurden, wobei sie den Bürgerkrieg und andere Rückschläge vergessen. Und es gibt Inder,
               die eine Geschichte erzählen, in der das Mogul- und das britische Weltreich Verwerfungen
               in ein im Wesentlichen hinduistisches Land brachten, das eine blühendere Demokratie
               und stärkere Nation wäre, wenn sie beseitigt würden, und die dabei sowohl die Notwendigkeit
               von Kämpfen gegen Ungleichheit als auch deren Teilerfolge vergessen.
            

            Wir sollten diese Illusionen überwinden, sie aber nicht durch Zynismus ersetzen. Es
               wäre ein Fehler, Ungerechtigkeit und Unterdrückung als Konstanten zu betrachten und
               zu verkennen, wie sehr Demokraten nicht nur für mehr Freiheit, Gleichheit und Solidarität
               gekämpft, sondern manchmal auch viel erreicht haben. Zerfallserscheinungen der Demokratie
               haben das, was diese demokratischen Kämpfe errungen haben, untergraben, aber der Blick
               auf die vergangenen Kämpfe zeigt, dass Erfolge möglich sind. Tatsächlich gab es sogar
               bemerkenswerte Erfolge. So werden wir zum Beispiel auf Misserfolge und Schwierigkeiten
               bei der sozialen und politischen Integration von Migranten hinweisen. Das ist eine
               ernsthafte Herausforderung. Selbst berühmte Einwanderernationen wie die Vereinigten
               Staaten und Australien haben sich immer wieder schändlich verhalten. Die historische
               Bilanz zeugt jedoch nicht von unablässigem Versagen, sondern von einer beeindruckenden
               Leistung, die trotz Rückschlägen und Hindernissen erbracht wurde. Nach langen Kämpfen
               haben die Frauen das Wahlrecht erlangt. Die Ungleichheit wurde verringert und die
               Möglichkeiten sozialer Mobilität wurden verbessert, als ein allgemeines öffentliches
               Bil26dungswesen mit expandierenden Arbeitsmärkten und der Unterstützung der Gewerkschaften
               einherging. Heute haben viele den Eindruck, dass diese Möglichkeiten nicht mehr gegeben
               sind. Dem stimmen wir nicht zu.
            

         

         
            
               Die Grenzen des Liberalismus
               

            

            Fünfzig Jahre lang haben die herrschenden Eliten in den Industrieländern im weitesten
               Sinne liberale Agenden verfolgt. Diese betonten zwar Freiheit und Rechte, setzten
               aber sehr unterschiedliche Prioritäten. Der klassische Liberalismus und später der
               »Neoliberalismus« basierten auf dem »Besitzindividualismus« und konzentrierten sich
               darauf, den Besitzern von Eigentum ein Maximum an Rechten zu gewähren und staatliche
               Regulierung sowie Staatseigentum so gering wie möglich zu halten. Die andere Agenda
               war ein »expressiver Liberalismus«, der darauf abzielte, das Ausmaß, in dem Individuen
               ihre eigenen Identitäten und Ziele wählen und ungehindert verfolgen können, zu erweitern.[8]  Beide haben individu27elle Freiheiten gefördert, auch wenn diese unterschiedlich ausgelegt wurden. Sie konnten
               sich bei der Anerkennung eines ähnlichen Rechts aus unterschiedlichen Gründen annähern
               – zum Beispiel bei der Religionsfreiheit mit der Begründung, dass Glaube und Gewissen
               Formen von Privateigentum sind oder weil Religion eine Form des Selbstausdrucks ist.
               Doch wie Calhoun und Taylor in Kapitel 4 zeigen, kann die Betonung individueller Freiheit
               auf Kosten von Gleichheit und gesellschaftlicher Solidarität gehen. In den letzten
               Jahrzehnten haben die beiden Formen des Liberalismus gemeinsam dazu beigetragen, das
               für eine lebensfähige demokratische – und wahrhaft liberale – Gesellschaft notwendige
               Gleichgewicht zu kippen.
            

            Der Neoliberalismus hat eine Wirtschaft mit Chancen und Belohnungen für Unternehmer
               geschaffen. Zusammen mit der Finanzialisierung hat er dazu beigetragen, dass Kapital
               aus den reichsten Ländern in mehrere historisch unterentwickelte, aber schnell wachsende
               Länder floss, und insbesondere den Aufstieg Chinas begünstigt. Im Inland hat er eine
               dramatische Zunahme der Ungleichheit mit sich gebracht, Gemeinschaften zerrüttet und
               die Umwelt geschädigt. Der expressive Liberalismus hat zu einer erheblichen Ausweitung
               der individuellen Freiheit geführt. Er hat sich für die Rechte der zuvor unterrepräsentierten
               und benachteiligten Menschen eingesetzt – aber nur so lange, wie diese Rechte nicht
               mit einer wirtschaftlichen Umstrukturierung oder Umverteilung einhergehen.[9]  Allzu oft war die Inklusion deshalb eher symbolischer 28als materieller Natur. Gemeinsam haben Liberale beider Richtungen den Kosmopolitismus,
               aber nicht die Gemeinschaft propagiert und den technologischen Wandel begrüßt, ohne
               sich ausreichend um diejenigen zu kümmern, deren Leben prekärer wurde.
            

            In diesem Kontext blühte der Rechtspopulismus auf. Mochte er auch von oben beeinflusst
               oder durch finanzielle Zuwendungen gesteuert worden sein, so war er doch Ausdruck
               einer Reaktion der Bevölkerung. Erstens reagierten die Populisten auf fünfzig Jahre
               Deindustrialisierung und neoliberale Globalisierung, die Gemeinschaften zerstört,
               gute Arbeitsplätze vernichtet, Arbeitnehmern mittleren Alters die Aussicht auf einen
               glücklichen Ruhestand genommen und verheerende Opioidabhängigkeiten verursacht hatten.
               Zweitens reagierten die Populisten auf das, was sie als Respektlosigkeit der politischen
               Eliten empfanden, und auf das Gefühl, dass weniger berücksichtigenswerte Minderheiten,
               Zuwanderer oder Frauen auf ihre Kosten gewannen. Für einen außenstehenden Beobachter
               mag das wie Panik vor dem möglichen Verlust von Privilegien aussehen, aber viele empfanden
               es als Bedrohung ihrer berechtigten Ansprüche. Im Extremfall befürchteten sie, dass
               sie, obwohl sie die »echten« Bürger und »wahren« Vertreter der legitimen Nation waren,
               ersetzt werden würden.
            

            Ursprünglich mehr von Wut, Frustration und Ressentiments gegenüber den Eliten als
               von Ideologie geprägt, wurden diese populistischen und basisdemokratischen Mobilisierungen
               mit Hilfe der neuen Medien erfolgreich von Demagogen und Verschwörungstheoretikern
               vereinnahmt. Rassismus und Feindseligkeit gegenüber Einwanderern werden im Namen des
               »Volkes« und damit der demokratischen Bürger geäußert, auch wenn sie gegen das demokratische
               Versprechen der Inklusivität verstoßen. Nicht zuletzt führen die neuen Informations-
               und Kommunikationstechnologien auf nationaler und internationaler Ebene zusammen mit
               29Unternehmen, Märkten und Finanzwesen zu einer dramatischen Ausweitung der soziotechnischen
               Systeme, die den Einzelnen in immer mehr indirekte Beziehungen einbinden, welche nur
               schwer zu erkennen, geschweige denn zu steuern sind. Die Bürger, die mit all diesen
               Veränderungen konfrontiert sind, erhalten zu wenig gesellschaftliche Unterstützung
               durch Gemeinschaften, intermediäre Vereinigungen und Institutionen des Wohlfahrtsstaats;
               viele haben diese als zutiefst entmündigend erlebt. Die kollektive Identität, das
               Zugehörigkeitsgefühl und das Wohlbefinden haben gelitten, während gleichzeitig die
               wirtschaftliche Leistungsfähigkeit und die politische Mitsprache abgenommen haben.[10] 

            Ein Beispiel dafür ist die Reaktion auf die Corona-Pandemie. Reiche Länder kümmerten
               sich darum, Impfstoffe zu produzieren, nicht darum, sie in ihren Gesellschaften zu
               verteilen – geschweige denn in der ganzen Welt. Das schwächte ihre Wirksamkeit und
               ermöglichte immer neue Virusvarianten und Infektionsausbrüche. Die durch den Neoliberalismus
               verschärften Ungleichheiten manifestierten sich in unterschiedlichen medizinischen
               Behandlungen und Todesraten für Arm und Reich. Die Aktien- und anderen Vermögensmärkte
               erlebten einen Boom und haben Milliardäre noch reicher gemacht; Millionen ihrer Mitbürger
               hingegen haben ihren Arbeitsplatz verloren oder waren gezwungen, aus dem Erwerbsleben
               auszuscheiden, um unbezahlte Carearbeit zu leisten. Andere haben prekäre Beschäftigungen
               als Fahrer, Reinigungskräfte und Krankenpfleger angenommen. Der Aufruf zum »social
               distancing« hat die tatsächliche soziale und ökonomische Distanz zwischen denjenigen,
               die sich in komfortablen Häusern und gut bezahlten Berufen gut anpassen konnten, und
               denjenigen, die gezwungen waren, unter problematischeren Bedingungen zu arbeiten,
               verschleiert. Die Reaktion auf die Pandemie war weder egalitär noch einheitlich.
            

            Trotz ihres Reichtums waren die Vereinigten Staaten anfangs nicht in der Lage, das
               Gesundheitspersonal mit der erforderlichen Schutzausrüstung auszustatten und die Patienten
               auf den Inten30sivstationen mit Beatmungsgeräten zu versorgen. Experten für das öffentliche Gesundheitswesen
               hatten seit Jahren vor den Risiken gewarnt, aber Planung und Vorbereitung hielten
               nicht Schritt. Im Gegenteil, das Streben allein nach Effizienz in den Einrichtungen
               des Gesundheitswesens war der Feind von Einsatzbereitschaft und Widerstandsfähigkeit,
               da die Einsparung von Geld durch den Verzicht auf Lagerhaltung zur Abhängigkeit von
               langen Lieferketten führte, die die Ausrüstung »just in time« liefern sollten – Lieferketten,
               die dann aber nicht funktionierten. Die Institutionen waren nicht nur überfordert,
               sondern der Widerstand gegen Maßnahmen im Bereich der öffentlichen Gesundheit wurde
               auch politisiert. Führende Politiker haben Konflikte verschärft, wo Zusammenhalt und
               ein gemeinsames Ziel nötig gewesen wären. Die Bürger haben sich hilflos gefühlt, unfähig,
               ihr Leben selbst in die Hand zu nehmen, ohne Einfluss auf die nationale Politik oder
               die globale Ausbreitung der Krankheit. Die Vereinigten Staaten sind nicht die einzige
               Demokratie, die nicht in der Lage ist, regionale, klassen- und berufsbedingte Ungleichheiten
               – und politische Polarisierung – zu überwinden. In Deutschland beispielsweise haben
               die Landesregierungen ebenfalls gegen die Beschränkungen des Bundes rebelliert. In
               Großbritannien und Frankreich stießen notwendige Maßnahmen im Bereich der öffentlichen
               Gesundheit auf politisierten Widerstand und Ablehnung. Wie viele andere Länder schwankte
               auch die indische Regierung zwischen Selbstgefälligkeit und erratisch verhängten Notmaßnahmen,
               die die Armen am härtesten getroffen haben.
            

            Ein zunehmend autoritäres China hat den Eindruck erweckt, dass westliche (sprich:
               liberale) demokratische Gesellschaften zu schwach seien, um mit Herausforderungen
               wie Covid-19 fertig zu werden. Das ist in dreifacher Hinsicht eine verzerrte Wahrnehmung.
               Es ignoriert erstens, welche Rolle die Pathologien der autoritären Regierungsführung
               Chinas beim ersten Auftreten von Covid gespielt haben, nicht zuletzt die Tatsache,
               dass die lokalen Behörden wichtige Informationen verheimlichten, weil sie Angst davor
               hatten, was passieren würde, wenn sie sie an höhere Stellen weitergaben – von den
               Bürgern ganz zu schweigen. Es ignoriert zweitens, wie gut einige Demokratien – zum
               Beispiel Neuseeland – den Umgang mit Covid-19 gemeistert haben und dass Demokratien
               bei der Entwicklung von Impfstoffen weltweit führend sind. 31Und es übertreibt drittens das Ausmaß, in dem bestimmte Regime, wie das von Donald
               Trump in den Vereinigten Staaten, ein Versagen der Demokratie als solcher und nicht
               »bloß« eine degenerierte Form darstellen. Dennoch muss die Frage nach den demokratischen
               Fähigkeiten gestellt werden, ebenso wie die Frage nach dem Klimawandel und anderen
               Notlagen jenseits der Pandemie.
            

            Amartya Sen hat bekanntlich behauptet, eine der Tugenden der Demokratie bestehe darin,
               Hungersnöte zu verhindern.[11]  Seuchen, Überschwemmungen und Missernten haben im Laufe der Geschichte zu katastrophalen
               Einbrüchen bei der Nahrungsmittelversorgung geführt. Die Frage, wer hungern musste,
               hing jedoch nicht nur davon ab, wie viel Nahrung vorhanden war, sondern auch davon,
               wie sie verteilt wurde; der Anspruch auf einen Anteil daran war eine Grundvoraussetzung
               für das Überleben. In Demokratien hatte jeder Anspruch auf die verfügbaren Lebensmittel,
               und selbst die Armen und sozial Schwachen mussten kaum Hunger leiden.[12]  Man hätte deshalb meinen können, dass ein ähnliches Engagement für das Wohlergehen
               – und sei es nur das Überleben – aller Bürger die Zahl der Todesopfer während der
               Corona-Pandemie, die Ende 2019 begann, in den demokratischen Ländern niedrig gehalten
               hätte. Das war jedoch nicht der Fall. Die Vereinigten Staaten, Brasilien, Indien und
               mehrere europäische Demokratien waren mit am stärksten betroffen. Die Demokratie mag
               gut darin sein, Hungersnöte zu minimieren, aber sie hat sich nicht als ähnlich gut
               darin 32erwiesen, Seuchen zu verhindern – zumindest nicht, wenn sie von Zerfallserscheinungen
               geprägt war.
            

            Wie sich die Folgen der Pandemie auswirken werden, ist noch nicht ganz klar; es können
               immer noch verschiedene Entscheidungen getroffen werden. Wie Calhoun und Taylor in
               Kapitel 7 darlegen, ist eine Schlüsselfrage dabei, inwieweit diese Entscheidungen
               auf der Grundlage eines egalitären und einheitlichen Strebens nach dem Gemeinwohl
               getroffen werden. Klar ist, dass Covid-19 es unmöglich gemacht hat, das zu ignorieren,
               was einst als »soziale Frage« bezeichnet wurde. Während der Industriellen Revolution
               bezog sich dieser Begriff auf Herausforderungen wie Armut, Arbeitslosigkeit, Nahrungsmittelknappheit,
               Umweltverschmutzung und unzureichenden Wohnraum. Heute zeigt sich, dass die alten
               Übel nicht einmal aus den reichen Ländern verschwunden sind, geschweige denn aus den
               ärmeren Ländern.[13]  Ungleichheiten in Bezug auf Vulnerabilität, Impfungen und Pflege sind zu einer neuen
               sozialen Frage geworden.
            

            Die Demokratien sind bei der Bewältigung der Pandemie weniger deshalb gescheitert,
               weil es ihren Regierungen an Ressourcen, Macht oder politischen Fähigkeiten mangelte,
               sondern weil es ihnen an sozialem Zusammenhalt und Verpflichtung auf das Gemeinwohl
               fehlte. Das Problem ist nicht, dass die Demokratie zwangsläufig schwach ist. Das Problem
               ist, dass die Demokratie Zerfallserscheinungen zeigt.
            

         

         
            
               Ursachen des Zerfalls
               

            

            Der Zerfall der Demokratie wird nicht einfach durch schlechte Politiker verursacht,
               auch wenn zu viele von ihnen entweder kindisch oder korrupt sind, oder durch »technische«
               Mängel der Wahlsysteme. Er ist auch nicht ausschließlich auf äußere Einflüsse zurückzuführen,
               obwohl diese durchaus real sind: massive wirtschaftliche Umwälzungen, geopolitische
               Verschiebungen, Destabilisierung nationaler Institutionen, Scheitern globaler Zusammenarbeit,
               heimtückische Manipulation von Medien und Informationssystemen, Verschärfung der Ungleichheit.
            

            33Die Demokratie zerfällt, wenn die Menschen das Gefühl haben, dass sie nicht in der
               Lage sind, sich und ihren Familien ein gutes Leben verschaffen zu können. Sie verfällt,
               wenn Gemeinschaften nicht in der Lage sind, ihre eigene Zukunft auf demokratische
               Weise zu gestalten, weil sie so sehr von den Entscheidungen ferner Mächte und den
               unpersönlichen Mechanismen kapitalistischer Märkte oder anderer groß angelegter Systeme
               bestimmt wird. Sie degeneriert, wenn einige Bürger versuchen, andere an den Rand zu
               drängen, indem sie nicht nur ihre Stimmen bei Wahlen blockieren, sondern auch ihren
               Zugang zu öffentlichen Einrichtungen und sogar zu öffentlichen Räumen einschränken.
               Die Demokratie verkommt, wenn die Bürger sich gegenseitig nicht mehr mit grundlegendem
               Respekt und Anerkennung behandeln und wenn sie sich weigern zu akzeptieren, dass sie
               wirklich zusammengehören.
            

            Die Zerfallserscheinungen spiegeln die Erosion der sozialen Grundlagen der Demokratie
               wider. Die Bürger haben stabile Gemeinschaften, unterstützende und befähigende Institutionen
               und politische Parteien verloren, die in der Lage sind, wirksame interne Koalitionen
               und externe Allianzen zu schmieden, um sich für das Gemeinwohl einzusetzen. Wir sind
               über Gemeinschaften hinweg durch abstrakte und unpersönliche Systeme verbunden – vor
               allem durch Märkte. Aber wir haben zu wenige Gelegenheiten, über die Entfernungen
               persönlichere Verbindungen zwischen uns zu knüpfen. Die massenhafte Beteiligung am
               Militär hat dies bei den Amerikanern im Zweiten Weltkrieg bewirkt. Im miserabel geplanten
               Vietnamkrieg, der die Gesellschaft entzweite, wurde weniger Solidarität erreicht.
               Doch im Gefolge dieses Konflikts ersetzten die Vereinigten Staaten den selektiven,
               aber obligatorischen Militärdienst leider nicht durch ein faires Modell eines allgemeinen
               nationalen Dienstes, sondern durch eine »freiwillige« Rekrutierung, die die Beteiligung
               zu einer Frage der Klassenposition, einer kastenähnlichen innerfamiliären Kontinuität
               und für einige eines hochgradig politisierten Patriotismus machte. In ähnlicher Weise
               kann die Teilnahme an religiösen Aktivitäten das Lokale mit größeren Netzwerken, nationalen
               Konfessionen und internationalen Missionen verbinden. Aber selbst in den Vereinigten
               Staaten, wo die religiöse Partizipation lange Zeit viel höher war als in den meisten
               Industrieländern, ist sie in den letzten Jahrzehnten um mehr als ein Drittel zurückgegangen
               (und die lokale Kirchenmitgliedschaft ist hier sel34tener in nationale Konfessionen integriert).[14]  Die alten Medien – Zeitungen, Fernsehen – haben den öffentlichen Diskurs einst zum
               Teil dadurch unterstützt, dass sie solche übergreifenden Verbindungen und einen gemeinsamen
               Wissenshintergrund geschaffen haben. Durch den Verlust ihrer wirtschaftlichen Grundlagen
               im Zeitalter der neuen elektronischen Medien sind sie jedoch deutlich geschwächt.
               Die neuen Medien haben zwar die demokratische Teilhabe erweitert, aber noch keine
               angemessenen Wege gefunden, um auf wahrheitsgetreues Wissen und Zusammenarbeit statt
               auf Täuschung und Konflikt ausgerichtet zu sein.
            

            Demokratien haben schon früher tiefe Krisen überstanden, aber manchmal sind sie auch
               daran zerbrochen. Das berühmteste Beispiel ist das Ende der Weimarer Republik in Deutschland,
               als die Nationalsozialisten an die Macht kamen.[15]  Das Ende der deutschen Demokratie spiegelte Zerfallserscheinungen der Art wider,
               wie wir sie hier beschreiben, kombiniert mit einer Wirtschaftskrise, ungünstigen internationalen
               Beziehungen und einer effektiven, organisierten und rücksichtslosen Bewegung, die
               die Macht an sich riss. Die Demokratie wurde erst wiederhergestellt, nachdem Deutschland
               einen fürchterlichen Krieg verloren hatte, und auch das nur in der einen Hälfte des
               nunmehr geteilten Landes.
            

            Dennoch kann die Demokratie auch nach dem Niedergang überleben und sogar gedeihen
               – wenn den Zerfallserscheinungen mit energischen konstruktiven Maßnahmen begegnet
               wird. Wir legen unsere Darstellung der Zerfallserscheinungen der Demokratie in der
               Hoffnung vor, dass sie solche Projekte der Erneuerung und Regeneration fördern kann.
               Wir fügen aber sogleich hinzu, dass diese Projekte mehr beinhalten müssen als bloße
               Reparaturen oder Versuche, zu einem alten »Normalzustand« zurückzukehren. 35In Kapitel 7 skizzieren wir einige Möglichkeiten. Entscheidend ist, die Demokratie
               als ein Projekt zu betrachten – um eine stärkere Demokratie und ganz allgemein eine
               bessere Zukunft zu schaffen.
            

         

      
   

      
            36Kapitel 1 
Zerfallserscheinungen der Demokratie
            

            Charles Taylor

         

         Lassen Sie uns zunächst einige weithin bekannte Dinge über die Geschichte des Wortes
            »Demokratie« wiederholen, denn sie können Dilemmata, in denen wir gegenwärtig stecken,
            verdeutlichen.
         

         »Demokratie« ist, wie jeder weiß, erst seit zweihundert Jahren kein abwertender Begriff
            mehr. Ihr schlechter Ruf geht auf Aristoteles zurück. Für Aristoteles war Demokratie
            die uneingeschränkte, gleichsam unkontrollierte Macht des demos – der demos gedacht als die Nicht-Elite der Gesellschaft – über alle anderen, einschließlich
            der Eliten, d.h. der Aristokraten und derjenigen mit Geld. Auf der anderen Seite bedeutete Oligarchie
            die uneingeschränkte Kontrolle durch die Reichen und Adligen. Für Aristoteles war
            die beste Gesellschaft also das, was er eine politeia oder Politie nannte, ein Gleichgewicht zwischen beiden, ein Gleichgewicht der Macht.
         

         Hätte man bis ins 18.Jahrhundert hinein unter anderem den Verfassern der amerikanischen Verfassung die
            Demokratie vorgeschlagen, so hätten sie gesagt: »Das wollen wir doch gar nicht.« Auch
            sie dachten in Kategorien des Gleichgewichts und nannten ihr neues Gemeinwesen »Republik«,
            was eine mögliche Übersetzung von Aristoteles’ Begriff ist: Politeia lautet schließlich der Originaltitel von Platons großem Werk, der sich auch als res publica oder Republik übersetzen lässt. Aber Demokratie war im späten 18.Jahrhundert tatsächlich eine schlechte Nachricht.
         

         Und dann wird sie plötzlich zu unserem Wort für die erstrebenswerteste Gesellschaft.
            Oder anders gesagt: Der Begriff, der zuvor im Gegensatz zu einem »Gemeinwesen« oder
            einer »Republik« definiert wurde – nämlich »Demokratie« –, bemächtigt sich plötzlich
            deren Ansehen und Legitimität. Er wird zu unserem Wort für das, wofür wir kämpfen,
            um die Welt dafür sicher zu machen (»make the world safe for democracy«), für die
            höchste Form des politischen Lebens.
         

         Diese Verschiebung hinterlässt jedoch eine gewisse Zweideutigkeit, wie wir an der
            Doppeldeutigkeit der Wörter erkennen können, die wir für die Übersetzung von demos verwenden, also Volk, 37peuple, people, popolo und so weiter. Sie haben immer einen zweifachen Sinn. Einerseits bezeichnen sie die
            gesamte Bevölkerung einer Nation oder einer politischen Einheit, wie zum Beispiel
            das französische Volk oder das niederländische Volk, die 1944/45 von der nationalsozialistischen
            Besatzung befreit wurden. Andererseits verwenden wir den Begriff oft für das, was
            die Griechen den demos nannten, d.h. die Nicht-Eliten, so wie die frühe Neuzeit »demotische« Sprachen vom Lateinischen
            und den Sprachen der oft als Eroberer aufgetretenen Eliten unterschied, oder wie heute,
            wenn politische Führer behaupten, dass das Volk von den Eliten betrogen, ausgebeutet
            oder anderweitig übel behandelt wird.
         

         
            
               Demokratie ist ein telisches Konzept
               

            

            Diese Doppelbedeutung ist nicht zu eliminieren, denn sie spiegelt den Anspruch wider,
               der hinter dem Wort »Demokratie« steht. Im Idealfall würden die beiden Bedeutungen
               des Wortes miteinander verschmelzen: Es gäbe eine Gesellschaft, die vom ganzen Volk
               regiert wird, aber ohne eine Elite, die es schafft, den Rest der Bevölkerung in den
               Hintergrund zu drängen und zu dessen Nachteil zu handeln. Mit anderen Worten: Die
               Demokratie wäre eine wirklich gleichberechtigte Gesellschaft. Denn die Demokratie
               ist ein telisches Konzept, das notwendigerweise von Zielen und Idealen abhängt und
               nicht nur von Voraussetzungen oder Kausalbeziehungen. Sie wird durch Standards definiert,
               die niemals erfüllt werden können.
            

            Es gibt also verschiedene Arten, Demokratie zu definieren: Wir sprechen davon, dass
               bestimmte Länder eine Demokratie haben, weil sie zum Beispiel über einen Rechtsstaat
               verfügen oder weil sie Wahlen abhalten, an denen alle Menschen teilnehmen können.
               In diesem Fall ist das allgemeine Wahlrecht der Schlüssel, zusammen mit dem Erfordernis
               »freier und fairer« Wahlen, was wiederum voraussetzt, dass die Medien frei sind. Oftmals
               aber fällen wir auch ein ganz anderes Urteil über bestimmte Gesellschaften, die den
               Test »frei und fair« bestehen, nämlich dass sie sehr »undemokratisch« sind, weil sie
               Ungleichheiten – in Bezug auf Einkommen, Vermögen, Bildung, Klasse oder Rasse – aufweisen,
               die durch eine unverhältnismäßig große Macht der Eliten verursacht sind, gleichzeitig
               diese enorme Machtfülle aber noch zusätzlich befördern.
            

            38Das Wahlkriterium ist eine Art Ein/Aus-Kriterium: Entweder erfüllt ein Land die Anforderung
               allgemeiner »freier und fairer« Wahlen oder es erfüllt sie nicht. (Die Welt ist natürlich
               viel unschärfer, aber unsere Urteile sind kategorisch.) Der zweite Demokratiebegriff
               ist jedoch telisch.
            

            Gemeint ist damit eine Vorstellung davon, was das Ideal sein sollte, was die Demokratie
               ganzheitlich verwirklichen sollte. Das wäre so etwas wie ein Zustand idealer Gleichheit,
               in dem alle Klassen und Gruppen, Eliten und Nicht-Eliten gleichermaßen, im Verhältnis
               zu ihrer Anzahl über die Macht verfügten, die Ergebnisse zu beeinflussen und zu bestimmen.[1]  Das aber definiert einen Zustand, den wir nie ganz erreichen – oder vielleicht erreichen
               wir ihn für kurze Zeit, und dann gleiten wir wieder davon ab. Und das verschafft uns
               den Schlüssel zu einer sehr wichtigen Dynamik in der Demokratie, die für meinen ersten
               Aspekt, meinen ersten Weg zum Zerfall, entscheidend ist.
            

            Es gibt Phasen, in denen wir uns auf die Demokratie zubewegen – Befreiung von fremder
               Herrschaft, Befreiung von diktatorischer Herrschaft –, so wie es 1989 in Osteuropa
               geschah, so wie es nach dem Tahrir-Platz während des Arabischen Frühlings zu geschehen
               schien. Und etwas Ähnliches geschieht, wenn die Macht des demos in etablierten Demokratien (die das Kriterium »Wahlen« erfüllen) geltend gemacht
               wird.
            

            Dann herrscht ein Gefühl großer Begeisterung, das Gefühl, dass wir uns in die richtige
               Richtung bewegen.
            

            Und dann gibt es Zeiten, in denen die Stimmung sinkt, wenn wir das Gefühl haben, dass
               wir uns von der Demokratie entfernen. Betrachtet man die zweihundert Jahre dessen,
               was wir heute als »westliche Demokratie« bezeichnen, so stellt man fest, dass es viele
               Bewegungen gab, die scheinbar einen Schritt nach vorn darstellten; die Jackson’sche
               Revolution in den 1820er Jahren in den Vereinigten Staaten beispielsweise war eine
               Art demokratische Revolution gegen eine bestimmte Klasse von Eliten, gegen mächtige
               39Landbesitzerinteressen. Später dann im 19.Jahrhundert setzten sich jedoch neue und mächtige Interessen durch – beispielsweise
               die »Räuberbarone« im Gilded Age, gegen die die Progressiven und später Theodore Roosevelt
               mit Kartellgesetzen vorgingen.
            

            Ab den 1930er Jahren und nach dem Zweiten Weltkrieg gab es in einigen Ländern einen
               weiteren Vorstoß gegen die unkontrollierte Macht der Industrie, diesmal mit der Schaffung
               von Wohlfahrtsstaaten, der Stärkung der Arbeitnehmermacht, einer Politik der Vollbeschäftigung
               und anderen sozialdemokratischen Elementen. Und dann, seit etwa 1975, sind wir in
               die andere Richtung gerutscht. Es ist dieses wichtige Merkmal – zuerst demokratische
               Ermutigung, Begeisterung und Vorwärtsbewegung, dann demokratische Entmutigung und
               Rückwärtsbewegung –, auf das ich aufmerksam machen möchte.
            

            Hinter dem demokratischen Zerfall verbirgt sich zum Teil das Festhalten am ersten
               Konzept, dem Ein/Aus-Konzept. Es wird weithin mit dem berühmten Ökonomen Joseph Schumpeter
               in Verbindung gebracht, für den das Volk (zumindest theoretisch) aus gleichen Individuen
               besteht. Sie alle haben das Wahlrecht. Tatsächlich regieren Eliten von Experten und
               selbst ausgewählten Politikern.[2]  Doch das Volk wählt regelmäßig, und diese Wahlen sind frei und fair. Es besteht also
               die reale Möglichkeit, dass die Amtsinhaber abgewählt werden können, und es gibt immer
               eine alternative Elite, die bereit ist, die Macht zu übernehmen, wenn die derzeitigen
               Machthaber ins Wanken geraten.
            

            Nennen wir dies das »Kontingenzmerkmal«.

            Dieses Merkmal hat noch weitere Voraussetzungen. Es erfordert freie Medien, offene
               Foren des Austauschs, das Recht, sich zu organisieren, und so weiter. Diese tragen
               zu freien und fairen Wahlen bei; ohne sie ist die Kontingenzbedingung nicht erfüllt.
               Und in einigen Varianten (z.B. in der US-Verfassung) wird versucht, einen Ausgleich zum ungezügelten und direkten Volkswillen
               zu schaffen (beispielsweise durch ein Wahlmännerkollegium, das aus lokalen Eliten
               besteht und den Präsidenten wählt).
            

            Heute gibt es im liberalen Denken des Westens zudem das Erfordernis, dass alle gleich
               und gerecht behandelt werden müssen. 40Die Forderung lautet, alle einzubeziehen, auch die Menschen, die sich von der Mehrheit
               unterscheiden, ob nun ethnisch, kulturell oder religiös.
            

            Diese Inklusivität ist natürlich ein weiteres telisches Konzept, ein Standard, den
               wir nie ganz erreichen, dem wir uns aber je nachdem zu jedem Zeitpunkt annähern oder
               von dem wir uns entfernen können. In diesem Abschnitt werde ich mich jedoch mit dem
               Standard befassen, der verschlüsselt unmittelbar im Begriff »Demokratie« enthalten
               ist: die Herrschaft des Volkes, die Forderung, dass Nicht-Eliten eine bedeutende Rolle
               in der Regierung spielen. Auf die Frage der Inklusion gehe ich im nächsten Abschnitt
               ein.
            

            Heute glauben wir nur allzu gerne, dass das soeben beschriebene System letztendlich
               die Zustimmung zumindest der meisten Menschen garantieren wird. Und dieser Konsens
               wird zu einer in der Geschichte noch nie dagewesenen Stabilität führen (und hat in
               einigen Fällen auch tatsächlich dazu geführt). Eine solche qua Konsens erzeugte Stabilität
               ist wie gesehen eine große Umkehrung gegenüber der klassischen Periode und auch noch
               im Vergleich zum späten 18.Jahrhundert. Die amerikanischen Gründerväter waren der Demokratie gegenüber misstrauisch.
               Sie vertraten immer noch die Ansicht, die auf Aristoteles zurückgeht: Demokratie ist
               die Herrschaft des Volkes, im Sinne von Nicht-Eliten. Eine solche Herrschaft würde
               eine gefährliche Instabilität mit sich bringen, ja sogar die Enteignung der Besitzenden,
               von denen Wohlstand und Zivilisation abhingen.
            

            Aber diese Angst verschwindet in der quasi-Schumpeter’schen Sichtweise, zusammen mit
               dem telischen Konzept. Und hinter der optimistischen Prognose des etablierten liberalen
               Denkens steht die Erkenntnis, dass Demokratien stabil sind. Das Geheimnis der Attraktivität
               der Demokratie liegt dieser Auffassung zufolge darin, dass sie Rechtsstaatlichkeit
               bietet. Die Menschen können in Sicherheit leben, weil ihre Rechte geachtet werden,
               und wenn dies nicht der Fall ist, können sie vor Gericht Rechtsmittel einlegen. Gleichzeitig
               wird durch die Abhaltung regelmäßiger Wahlen mit allgemeinem Wahlrecht sichergestellt,
               dass die Interessen zumindest der Mehrheit nicht völlig außer Acht gelassen werden
               können.
            

            Aus dieser Sicht können Demokratien also auf eine Weise stabil sein, wie es andere
               Regime nicht können. Darüber hinaus werden diese anderen Systeme aufgrund der weit
               verbreiteten Merkmale 41unserer heutigen Welt zwangsläufig immer stärker unter Druck geraten. Dahinter steht
               die Vorstellung, dass Bildung, die Verbreitung von Medien, ökonomischer Wandel, Globalisierung,
               Konsumkapitalismus usw. die Menschen von ihren älteren Bindungen an die Macht der
               Eliten lösen werden. Autoritäre Länder werden schließlich in ein Meer der Instabilität
               geraten. Die einzige Möglichkeit, diese Wogen zu glätten, ist die Einführung der Demokratie.
               Daher haben viele vorausgesagt, dass auch China eines Tages dem demokratischen Klub
               beitreten wird.
            

            An dieser Behauptung ist etwas Wahres dran. Menschen, die in einem Rechtsstaat leben, wehren sich dagegen, ihre
               Rechte zu verlieren, was die Demokratie stabiler macht. Aber die Geschichte zeigt
               auch, dass die Verlockung einer starken Herrschaft oder die Versuchung, »Unordnung
               zu überwinden« oder gefährliche Elemente zu beseitigen, diesen Widerstand beseitigen
               kann.
            

            Dieses Vertrauen in die Stabilität unterschätzt eindeutig die Ressourcen, auf die
               autoritäre Regime zurückgreifen können: insbesondere den Nationalismus, ein Gefühl
               der historischen Verbitterung über die ehemals herrschenden westlichen Kolonialmächte,
               ein Gefühl der Demütigung durch diese Mächte und das Gefühl, dass dieselben westlichen
               Mächte versuchen, uns zu schwächen, indem sie das moralische Gefüge unserer Gesellschaft
               und ihrer Religion zerstören und Laxheit, Homosexualität usw. fördern. Der russische
               Präsident Wladimir Putin versucht sogar, auf der Grundlage eines gemeinsamen Widerstands
               gegen die kulturell-moralische Erosion eine gegenliberale Internationale zu schaffen.
            

            Was die optimistische Perspektive ebenfalls vernachlässigt, sind der Verfall und die
               Rückschritte innerhalb der etablierten Demokratien, was wiederum deren Unfähigkeit,
               auf neue Herausforderungen zu reagieren, verstärkt. Übermäßiges Vertrauen in den Fortbestand
               der Rechtsstaatlichkeit wirkt im Zeitalter von Trump plötzlich leichtsinnig.
            

            Das Schumpeter’sche Modell scheint davon auszugehen, dass die Demokratie bereits unwiderruflich
               ihre höchste Ausformung erreicht hat, so dass die restriktive oder klassenbezogene
               Verwendung des Begriffs »Volk« einfach vergessen werden kann. Ja, oft wird sogar gefordert,
               dass sie vergessen werden sollte, und den Verfechtern einer egalitären Politik wird oft vorgeworfen, sie würden einen
               »Klassenkampf« führen. Aber jetzt erleben wir, wie das Ver42gessen des Telos die Demokratie angesichts bestimmter Arten von autoritären Herausforderungen
               entscheidend schwächt.
            

         

         
            
               Die schwindende Wirkmacht der Bürger
               

            

            Das bringt mich zu meinem ersten Degenerationspfad: Aus einer Vielzahl von Gründen
               müssen Demokratien ihre telische Bewegung, ihr Streben nach bestimmten Zwecken und
               Zielen, immer wieder neu gestalten. Das mag damit zu tun haben, dass sich, sagen wir,
               im Übergang vom frühen zum späten 19.Jahrhundert die Quellen der Macht völlig verändert haben. Diese Machtquellen wechselten
               vom Grundbesitz hin zu industrieller Macht, und die Macht hat sich vom Landadel hin
               zu großen Unternehmen verlagert; und dann ändern sich die Quellen und die Nutznießer
               erneut: Das Finanzwesen spielt eine ungeheuer wichtige Rolle dafür, auf welche Art
               und Weise wir unser Leben führen.
            

            Die Notwendigkeit, die Dinge neu zu gestalten, kann aber auch aus Selbstgefälligkeit
               oder Rückschritten entstehen, wenn die Demokratie auf dem Höhepunkt ihrer Entwicklung
               ist, kurz vor ihrem Telos.
            

            In jedem Fall aber ist klar, dass wir in den westlichen Demokratien seit etwa 1975
               einen Rückwärtsgang eingelegt haben. Wir könnten das den »Great Downgrade« nennen.
               Was nach und nach verloren gegangen ist, ist das Gefühl der bürgerlichen Wirkmacht
               (efficacy). Damit meine ich das Gefühl, das gewöhnliche Bürger in einer Demokratie haben sollten,
               nämlich dass sie, wenn sie ihre Anstrengungen bündeln, die Regierung durch Wahlen
               beeinflussen und so Missstände beseitigen und erträgliche Lebensbedingungen für sich
               und ihre Familien schaffen können.
            

            In dem Zeitraum, über den ich spreche, ging die Wirkmacht der Bürger tatsächlich zurück.
               Und dieser Rückgang schlug sich in wachsender Ungleichheit nieder; sie ist das Ergebnis
               davon, aber auch die Ursache dafür. Deshalb spreche ich von »Rutschungen«, obwohl
               es sich nicht um einen geraden Abwärtstrend handelt, sondern eher um eine Abwärtsspirale.
            

            Diese spiralförmige Wirkung kann folgendermaßen aussehen: Je mehr die Menschen das
               Gefühl haben, dass sie über keine wirkliche Macht gegenüber den Eliten verfügen –
               dass ihr Schicksal 43anderswo entschieden wird, z.B. ob es in ihrer Gegend Arbeitsplätze, gute und sichere Jobs oder eine bezahlbare
               Ausbildung für ihre Kinder gibt –, desto entmutigter fühlen sie sich hinsichtlich
               ihrer Fähigkeit, diese Bedingungen zu beeinflussen, und desto weniger gehen sie zur
               Wahl. Und tatsächlich ist die Wahlbeteiligung in den letzten Jahrzehnten des 20.Jahrhunderts in fast allen westlichen Demokratien gesunken. Einige begannen mit einer
               höheren, andere mit einer niedrigeren Partizipation, aber im Allgemeinen ging der
               Trend nach unten. Und natürlich stärkte die Wahlenthaltung die Macht des Geldes und
               der Sonderinteressen, so dass sich die Entmutigung noch verstärkte.
            

            In den letzten zwei Jahrzehnten ist die Wahlbeteiligung in vielen Ländern gestiegen.
               In den Vereinigten Staaten erreichte sie bei den Präsidentschaftswahlen 2020 einen
               neuen Höchststand. Das ist jedoch auf die Polarisierung zurückzuführen, die durch
               die so genannten populistischen Herausforderungen für die liberale Demokratie entstanden
               ist. Die Herausforderer, wie z.B. Donald Trump, behaupteten, den Bürgern mehr Wirkmacht zu verschaffen, aber in Bezug
               auf die realen Missstände und Ungleichheiten, unter denen die Nicht-Eliten litten,
               war dieses Angebot reine Augenwischerei. Tatsächlich hat die Trump-Präsidentschaft
               die Ungleichheit verschärft – etwa durch die Steuersenkung von 2017 – und den Affordable
               Care Act demontiert.
            

            Hier besteht die Gefahr einer Abwärtsspirale – oder besser gesagt von verschiedenen
               Arten von Abwärtsspiralen, die sich wechselseitig verstärken.
            

            
               
                  Der Niedergang der gleichberechtigten Staatsbürgerschaft
                  

               

               Es lohnt sich, einen genaueren Blick auf die Veränderungen in den westlichen Demokratien
                  seit 1975 zu werfen, was Craig Calhoun in Kapitel 2 ausführlicher tun wird. In den
                  Jahrzehnten nach dem Zweiten Weltkrieg (in den Vereinigten Staaten beginnend mit dem
                  New Deal) stand das politische Leben dieser Demokratien häufig im Zeichen einer Polarisierung
                  zwischen links und rechts, die zur Entwicklung von Wohlfahrtsstaaten, zu einer gewissen
                  Verstaatlichung und/oder staatlichen Wirtschaftsplanung, zur Ausweitung der Rechte
                  und Befugnisse der organisierten Arbeiterschaft usw. 44führte. Diese Maßnahmen wurden von Parteien der Linken vorgeschlagen und beschlossen
                  und von einer großen Partei der Rechten bekämpft oder abgemildert. Im Laufe dieses
                  Wettbewerbs/Kampfes wurden gemeinsam politische Regime geschaffen. Das beherrschende
                  Thema dieser Gemeinwesen war eine Art gezähmter Klassenkampf.
               

               Seitdem hat sich in unseren Gesellschaften viel verändert.

               Erstens ist der gezähmte Klassenkampf zum Erliegen gekommen oder zumindest zersplittert,
                  und zwar aus einer Vielzahl von Gründen. Einer davon, der sich in anderer Hinsicht
                  als sehr vorteilhaft erwiesen hat, ist das Aufkommen neuer Themen, die in der alten
                  Polarisierung an den Rand gedrängt wurden, insbesondere die von den Frauenbewegungen,
                  von Umweltschützern, von Verfechtern des Multikulturalismus und der Homosexuellenrechte
                  aufgeworfenen Fragen.
               

               Hinzu kommt der zunehmende Wohlstand, der dazu führen kann, dass einige Menschen,
                  auch unter den Nicht-Eliten, keine Klassensolidarität mehr empfinden.
               

               Außerdem wächst eine neue Kultur heran, die in gewisser Hinsicht individualistischer
                  ist. Ein Aspekt dieser neuen Kultur ist der Konsumismus, ein anderer die Ethik der
                  Authentizität mit ihrem Interesse für Identitätsfragen; und beide wirken sich, einzeln
                  und zusammen, dahingehend aus, dass sie den Individualismus verstärken.
               

               Auf diese Weise fragmentieren die Themen. Und auch das Parteiensystem kann sich durch
                  diese Veränderungen wandeln, wie das mit dem Aufstieg der grünen Parteien der Fall
                  war. Die älteren »Themenpakete« werden lockerer, und in einigen Fällen rücken neue
                  Pakete, die Fragen des Lebensstils miteinander verknüpfen, in den Vordergrund. Der
                  Wechsel des Modells ist jedoch größtenteils darauf zurückzuführen, dass die Menschen
                  das Vertrauen in das erste Modell verloren haben, weniger darauf, dass das zweite
                  Modell so attraktiv ist.
               

               Das alte Gefühl für die Wirkmacht der Bürger wird dementsprechend untergraben; es
                  gibt einen Verlust an Gruppensolidarität rund um das ursprüngliche Cluster, so dass
                  ich keine offensichtliche Möglichkeit mehr habe, meine Ziele politisch effektiv einzubringen.
                  Die Unterstützung für die Parteien der Linken nimmt ab: Die aufeinanderfolgenden Alterskohorten
                  stimmen weniger für 45diese Parteien, teils aus mangelndem Interesse, teils aus Nicht-Identifikation mit
                  einer Partei, teils aus Verzweiflung über die eigene Unwirksamkeit.
               

               Im ersten Teil unseres Zeitraums (etwa bis zum Crash von 2008) wurde die Verzweiflung
                  noch verstärkt, weil die Wahlenthaltung das System auf eingefahrene Privilegien und
                  den Status quo ausrichtete. Tatsächlich ging die Wahlbeteiligung bei denjenigen, die
                  sich mit den etablierten Interessen identifizierten, weniger stark zurück:
               

               

               
                  	
                     Bei den Reichen ging sie weniger stark zurück als bei den Armen.

                  

                  	
                     Unter den Gebildeten sank sie weniger stark als unter den Ungebildeten.

                  

                  	
                     Bei Menschen mit festem Einkommen und Wohneigentum ging sie weniger stark zurück als
                        bei Menschen, die von der Hand in den Mund leben.
                     

                  

                  	
                     Bei den Alten ist die Wahlbeteiligung weniger stark gesunken als bei den Jungen.

                  

                  	
                     In Mehrheitsgemeinschaften (Klasse, Ethnie, Religion oder andere) ging die Wahlbeteiligung
                        häufig weniger stark zurück als in Minderheitsgemeinschaften.[3] 

                  

               

               

               So wuchs ein Gefühl der Ohnmacht gegenüber Bürokraten, Sonderinteressen und Eliten.
                  Verstärkt wurde dieses Empfinden durch die zunehmende wirtschaftliche Globalisierung
                  und die Macht der Finanzwelt, die unser Leben immer mehr beeinträchtigt. All das verstärkte
                  das Gefühl, dass wir, wenn überhaupt, nicht auf Wahlen 46setzen sollten, sondern (vielleicht) auf die Mobilisierung für bestimmte Themen.
               

               Hier gibt es Teufelskreise, Abwärtsspiralen, durch die das Gefühl der Wirkungslosigkeit
                  die Wirkmacht in der Tat verringert, was wiederum das Gefühl der Ohnmacht verstärkt.
                  So führt beispielsweise die Verzweiflung ob der Wirkungslosigkeit zu Wahlenthaltung
                  und einem Rückgang der Bürgerbeteiligung, was wiederum die Macht des Geldes in der
                  Politik steigert. Die Politiker verlassen sich stärker auf das teure Fernsehen, weil
                  ihnen ein »ground game« fehlt; eine zersplitterte Gesellschaft mit weniger Mobilisierung
                  bedeutet, dass wir mehr Medien brauchen.
               

               Doch die größere Macht des Geldes, die durch das Oligopol der Medien ausgeübt wird,
                  macht den gesamten Prozess weniger transparent, was wiederum objektiv die Wirksamkeit
                  von bürgerlichem Handeln verringert, was wiederum die Verzweiflung steigert – und
                  der Kreislauf beginnt von neuem.
               

               Dann vergrößert sich die Kluft zwischen Arm und Reich. Die Mittelschicht schrumpft.[4]  Es gibt immer weniger feste Arbeitsplätze. Und es scheint keine Mechanismen zu geben,
                  um diesen Trend umzukehren.
               

               Der Sinn für eine gleichberechtigte Bürgerschaft, der zum Teil eine Frage des Selbstverständnisses
                  ist, schwindet in dem Maße, in dem die Erfahrung, gemeinsam zu handeln oder auch nur
                  in der Gegenwart des anderen zu sein, seltener wird. Menschen in Ghettos einerseits
                  und in Gated Communities andererseits haben Schwierigkeiten, sich gemeinsam als Partner
                  in einer demokratischen Bewegung vorzustellen.[5] 

               Die Kraft des Ideals der gleichberechtigten Bürgerschaft wird dann durch Ideologien
                  der Unwürdigkeit umgelenkt. Die Reichen und Erfolgreichen kommen zu der Überzeugung,
                  dass diejenigen, die Sozialhilfe, Lebensmittelmarken und andere Unterstützungsleistungen
                  beziehen, der in Nordamerika so ausgeprägten Ethik der Eigenverantwortlichkeit nicht
                  wirklich gerecht werden und es daher nicht verdienen, zusammen mit ihnen vollwertige
                  Bürger zu 47sein.[6]  Daher die Versuche rechter Parteien (US-Republikaner, kanadische Konservative), den Gang zur Wahlurne zu erschweren.
               

               Dies sind sich selbst nährende Spiralen. Wir befinden uns nicht nur in einer Ära des
                  demokratischen Rückschritts, in der sich das Telos zurückzieht, sondern es hat den
                  Anschein, als ob sich der Niedergang von selbst vollzieht. Es ist schwer auszumachen,
                  wie man ihn aufhalten kann.
               

            

            
               
                  Vertrauensverlust
                  

               

               Die Spiralen führen dazu, dass das Vertrauen in das repräsentative System als Mittel
                  zur Behebung von Missständen bei Nicht-Eliten schwindet. Das hat verschiedene Teufelskreise
                  des Niedergangs in Gang gesetzt. Ich möchte sie in aller Kürze aufzählen.
               

               Erstens hat die rückläufige Wahlbeteiligung, vor allem der Nicht-Eliten, und/oder
                  die abnehmende Unterstützung für linke Parteien den Einfluss der Bessergestellten
                  und auch den des Geldes in der Politik erhöht. Ich denke dabei nicht nur an die Wahlbeteiligung,
                  sondern auch an die Beteiligung der Bürger an Wahlkämpfen. Je geringer die Partizipation
                  ist, desto größer ist die Bedeutung des Fernsehens und damit der Bedarf an Geld.
               

               Einiges davon ist (zumindest rechtlich) noch in Ordnung, aber der heutige Zustand
                  nähert sich dem an, was der Norden und der Westen spöttisch »Korruption« oder »Vetternwirtschaft«
                  nennen, wenn es im Osten und Süden auftritt. Und wenn Nicht-Eliten anfangen, sich
                  stärker zu beteiligen, gibt es oft Bestrebungen, dies einzuschränken.
               

               Die Wahlbeteiligung hat sich zweitens durch eine Zunahme der Ungleichheit, der Kluft
                  zwischen Arm und Reich, verschlechtert, die sich zwischen dem Gilded Age und dem,
                  was die Franzosen les trentes glorieuses nennen, verringerte und dann in immer schnellerem Tempo wieder auseinanderzugehen
                  begann. Das ist (a) auf die Globalisierung, d.h. den Abbau von Handelsschranken, und (b) auf die damit einhergehende Abwanderung
                  der Produktion 48aus Hoch- zu Niedriglohnstandorten sowie auf die zunehmende Automatisierung vieler
                  Funktionen zurückzuführen. Zusätzlich verschärft wurden die Auswirkungen beider Entwicklungen
                  in den reicheren Demokratien durch das blinde ideologische Vertrauen der Regierungen,
                  selbst der Linken, in den Neoliberalismus: also in die Grundannahme, dass, wenn die
                  Märkte frei sind, die Wachstumsgewinne immer nach unten durchsickern (eine steigende
                  Flut hebt alle Schiffe). Folglich waren die Versuche, den Auswirkungen der Globalisierung
                  und der Automatisierung durch Bildung, Umschulung, angemessene Sozialleistungen, Konjunkturpakete
                  und Ähnliches entgegenzuwirken, unzureichend. Das Ausbleiben einer wirksamen Reaktion
                  der Regierungen verstärkte bei den Nicht-Eliten das Gefühl, dass sie keinen wirklichen
                  Einfluss auf das System haben, und führte zu einem weiteren Rückgang der Wahlbeteiligung
                  (zumindest so lange, bis sie einen charismatischen Fürsprecher hatten, um den sie
                  sich scharen konnten).
               

               Drittens fließt der Frust in Aktionsformen, die außerhalb des repräsentativen Systems
                  stattfinden. Protestbewegungen bleiben oft wirkungslos, gerade weil sie keinen Einfluss
                  auf die Wahlbeteiligung haben (Occupy Wall Street), oder sie schlagen vor, das System
                  ganz zu verlassen (die Cinque Stelle in Italien).
               

               Und viertens öffnet die scheinbare Unfähigkeit der sozialdemokratischen Parteien,
                  die wirtschaftlichen und beschäftigungspolitischen Bedingungen der Nicht-Eliten zu
                  verbessern, den Weg für eine Neudefinition des Telos der Demokratie, in der das »Volk«
                  nunmehr kulturell oder religiös definiert wird und sein Angriffsziel der »Andere«
                  ist, während seine politischen Feinde die liberalen und multikulturellen Eliten sind.
                  Diese Dynamik erleben wir heute praktisch überall in den westlichen Demokratien. Natürlich
                  ist das die Grundlage für eine weitere Abwärtsspirale, denn die Programme dieser populistischen
                  Bewegungen können nichts gegen Armut und Arbeitslosigkeit ausrichten. Sie können nur
                  den demos spalten, der als die Gesamtheit der benachteiligten Nicht-Eliten definiert ist.
               

               Zusätzlich zu diesen vier Spiralen scheint es eine »Verdummung« der Wählerschaft zu
                  geben, in dem Sinne, dass das Verständnis für die Probleme und die vielfältigen Zusammenhänge
                  in großen Teilen der Bevölkerung abnimmt. Oder täusche ich mich, träume ich von einer
                  Vergangenheit, die es nie gab, wenn ich be49haupte, dass frühere Wählerkohorten in den USA der Nachkriegszeit über die Vorstellung gelacht hätten, dass Konjunkturpakete nicht
                  zu mehr Beschäftigung führen oder (noch verrückter) dass eine Steuersenkung für Superreiche
                  automatisch zu mehr Beschäftigung führt? Wie könnte man besser auf die »Voodoo-Ökonomie«
                  reagieren, die von Ronald Reagan eingeführt und von George W. Bush und Trump aufgegriffen
                  wurde? Das Paradoxe daran ist, dass die Wählerschaft im Westen formal gesehen besser
                  ausgebildet ist als je zuvor.
               

               Tatsächlich wird es sich aber als fruchtbarer erweisen, wenn wir dieses Phänomen von
                  der anderen Seite her betrachten und von der zunehmenden Undurchsichtigkeit des repräsentativen
                  Systems sprechen.
               

               Wenn ich von zunehmender Undurchsichtigkeit spreche, dann heißt das nicht, dass in
                  einer früheren Periode, etwa unmittelbar nach dem Zweiten Weltkrieg, völlige Transparenz
                  herrschte. Allein schon die Tatsache, dass es Wellen der Irrationalität wie die der
                  McCarthy-Ära gibt, widerspricht dieser Annahme. Aber der Begriff versucht, das Phänomen
                  zu erfassen, dass bestimmte Angelegenheiten, die für frühere Generationen relativ
                  offensichtlich waren, aus dem Blickfeld geraten sind – eine Vergesslichkeit, die es
                  im Zuge der Tea-Party-Kampagne gegen den Affordable Care Act einigen erlaubte, Dinge
                  zu sagen wie »Keep your government hands off my Medicare«.[7] 

               Aber vielleicht ist diese zunehmende Undurchsichtigkeit eine unvermeidliche Folge
                  der Abkehr vom repräsentativen politischen System; was nicht zu funktionieren scheint,
                  ist es nicht wert, genauer verfolgt zu werden. Doch selbst diejenigen, die sich nicht
                  vom System abwenden, die sich gerne engagieren würden, aber nicht so recht wissen,
                  wie sie etwas bewirken können, kann die frustrierende Undurchsichtigkeit des Systems
                  anfällig für Heilsbringer machen, die versprechen, eine bessere Vergangenheit wiederherzustellen
                  (wie das geschehen soll, wird nie gesagt).
               

               Ich glaube nicht, dass der Rückzug aus dem politischen System die einzige Ursache
                  dafür ist; ich werde weiter unten darauf zurückkommen. Aber in dem Maße, in dem Entfremdung
                  eine Rolle 50spielt, ist sie sowohl Ursache als auch Folge der zunehmenden Undurchsichtigkeit;
                  damit haben wir eine fünfte Spirale.
               

               In vielen westlichen Gesellschaften führt diese Undurchsichtigkeit dazu, dass die
                  politische Debatte im Mainstream vor den Mythologien des Neoliberalismus kapituliert,
                  was natürlich die Fähigkeit des Systems, den Nicht-Eliten zu helfen, weiter einschränkt.
                  Diese sechste Spirale zeigt sich im Abbau sozialer Leistungen, die zur Unterstützung
                  von Nicht-Eliten eingerichtet wurden, als deren Interessen in der Politik noch besser
                  vertreten waren. So schlug beispielsweise Bill Clinton als US-Präsident eine Gesetzgebung vor, die »die Wohlfahrt, wie wir sie kannten, beenden
                  sollte«.[8]  Die von den Republikanern dominierte Legislative verabschiedete den Personal Responsibility
                  and Work Opportunity Act, der Amerikas einstmals robustes Sicherheitsnetz tatsächlich
                  dramatisch aushöhlte. Trotz aller Behauptungen der Republikaner, dass Sozialhilfeempfänger
                  insbesondere die Demokratische Partei unterstützen würden, gehen die »Nutznießer«
                  von Sozialhilfe (für solche Fälle sollte es das Wort »Ausnutzer« geben) im Allgemeinen
                  seltener zur Wahl als die Bessergestellten. Sich in die Politik einzumischen würde
                  nur Energie von ihren täglichen Kämpfen um Arbeit und um die Vermeidung von Hunger
                  oder Zwangsräumung abziehen – und groß zu helfen scheint es ohnehin nicht.
               

            

            
               
                  Undurchsichtigkeit
                  

               

               Es lohnt sich, die treibende Kraft hinter der fünften Spirale genauer zu betrachten,
                  die ich den Effekt der »zunehmenden Intransparenz« nenne. Dahinter verbirgt sich ein
                  ganzer Komplex von Ursachen. Eine davon ist zweifellos die wachsende Kontrolle von
                  Big Money über die Medien (Murdoch und Fox News) und deren zunehmende Verantwortungslosigkeit
                  (zuletzt veranschaulicht durch den Umgang mit Trump während der Präsidentschaftswahlen
                  2016 und 2020, der die Quoten nach oben schnellen ließ, aber die Medien hätten auch
                  darauf hinzuweisen können, wenn Menschen logen oder absurde Dinge sagten).
               

               Gleichzeitig hat eine Zersplitterung des Publikums stattgefun51den, weshalb viele Menschen nie mit abweichenden Meinungen in Berührung kommen. Einerseits
                  haben sich die verschiedenen Medien allmählich zu »Echokammern« zusammengeschlossen,
                  so dass ältere Formen des Aufeinanderprallens gegensätzlicher Ideen nicht mehr stattfinden.
                  Andererseits verstärkt der Aufstieg der sozialen Medien als Informations- und Meinungsquellen
                  die Bildung solcher Echokammern. Verschärft wird all das noch durch den Zustrom von
                  Fake News, die in einer Echokammer kursieren und nie mit den »Wahrheiten« konfrontiert
                  werden, die in anderen zirkulieren. Dieser Effekt hat dazu beigetragen, dass sich
                  der Glaube an wilde und abstruse Verschwörungstheorien wie QAnon offenbar enorm verbreitet hat.
               

               Michael Warner, der sich eingehend mit der öffentlichen Sphäre beschäftigt hat, weist
                  darauf hin, dass sich die Art des Austauschs, der durch die sozialen Medien fließt,
                  verschoben hat, und zwar in Richtung des Autobiografischen, ja sogar des Narzisstischen:
                  »Ihre politischen Posts stehen als Selbstdarstellung neben Fotos von Ihrem Hund.«[9]  Was sind die kumulativen Auswirkungen dieser Tendenz?
               

               Neben den oben genannten Faktoren wurde die Undurchsichtigkeit teilweise durch institutionelle
                  Veränderungen verstärkt, die unsere Gesellschaft weniger durchschaubar gemacht haben.[10]  Wie bereits erwähnt, kann man sich bei einer großen Partei auf der Linken und einer
                  großen Partei auf der Rechten, die jeweils allgemeine Programme haben, ziemlich gut
                  vorstellen, dass es mehr Wohlfahrt geben wird, wenn man so wählt, und weniger, wenn
                  man so wählt. Aber heute gibt es eine viel stärkere Zersplitterung, mit Bewegungen
                  verschiedenster Art – Ökologie, Feminismus, Homosexuellenrechte –, so dass die politischen
                  Optionen und Alternativen weniger gut erkennbar sind. Und es ist oft weniger klar,
                  wie man abstimmen sollte, wenn man ein bestimmtes Ergebnis anstrebt.
               

               Diese größere Undurchsichtigkeit ist sicherlich einer der Gründe für den Rückgang
                  der gefühlten Wirkmacht der Bürger, was 52einerseits zu einer größeren Wahlenthaltung und andererseits zu einem geringeren Verständnis
                  der Funktionsweise unseres Systems führt. Und in diesem Fall bestehen das Unglück
                  und die Ironie darin, dass dies zum Teil durch den Aufstieg sozialer Bewegungen wie
                  der im letzten Absatz erwähnten verursacht wurde, die größtenteils einen Gewinn für
                  die Demokratie darstellten, insofern wichtige Anliegen und seit langem bestehende
                  Missstände in einer Weise relevant wurden, wie sie es in der Vergangenheit nicht waren,
                  und die Stimmen von LGBTQ-Personen, Frauen, Behinderten und anderen endlich einen gewissen Einfluss hatten.
               

               Aber es gibt noch einen anderen Grund für die schwindende Transparenz, der weniger
                  harmlos ist, nämlich die wachsende Macht, die der Glauben an ungehinderte Märkte als
                  Wachstumsmotoren, die letztlich allen nützen, über unsere Institutionen hat. Seit
                  den späten 1970er Jahren haben neoliberale Ideen in vielen westlichen Demokratien
                  die Vorherrschaft erlangt, und selbst jetzt, da durch den Crash von 2008 die Torheiten
                  einer geringeren Regulierung deutlich wurden, haben diese Illusionen immer noch enormen
                  Einfluss.
               

               Erst in jüngster Zeit, mit dem Ausbruch der Corona-Pandemie im Jahr 2019, sind die
                  wahren Kosten des Neoliberalismus zutage getreten – unterfinanzierte Gesundheitssysteme,
                  unzureichende Vorsorge für ältere Menschen, eklatante Ungleichheiten, die bestimmte
                  Gruppen viel stärker gefährdet haben als andere.
               

               Aber dass sich diese Art von Fantasievorstellung so hartnäckig hält, ist vielleicht
                  weniger überraschend, wenn wir ein grundlegendes Merkmal der modernen Demokratie im
                  Vergleich zur antiken Demokratie in Betracht ziehen. Im antiken Athen wurde die ecclesia, wenn sie zusammenkam, vom demos beherrscht, und wenn sie darüber abstimmte, x oder y zu machen, war das Ergebnis der Wille des Volkes. Mag sein, dass sie im Nachhinein
                  dachten, sie hätten etwas Schreckliches getan, aber es war eindeutig ihr Wille gewesen.
                  In unseren rechtsstaatlichen, komplexen, repräsentativen Systemen hingegen ist es
                  oft sehr schwer, sicher zu sein, ob der Wille des Volkes Beachtung findet oder nicht.
                  Es liegt in der Natur der Sache, dass die demokratische Entscheidungsfindung immer
                  undurchsichtiger wird, je weniger offen sie für die Beteiligung der Nicht-Eliten ist.
                  In dem Maße, in dem das Volk nicht abstimmt, klinkt es sich auch aus und weiß immer
                  weniger, was tatsächlich geschieht.
               

               53Das bedeutet, dass die Menschen sehr offen für verschiedene Arten von Appellen sind,
                  die von kundigeren Menschen als eindeutig magisches Denken angesehen werden – nehmen
                  wir als Beispiel nur das Versprechen »I’m going to make America great again«. Aber
                  auch so kann sich die Spirale weiter nach unten drehen.
               

               In jedem Fall hat die neoliberale Illusion den Weg für bestimmte politische Maßnahmen
                  geebnet, die der Lebensgrundlage großer Teile der Bevölkerung in den westlichen Demokratien
                  großen Schaden zugefügt haben. Dazu gehört die Globalisierung des Handels, d.h. der Abbau von Handelsschranken. Das hat den Entwicklungsländern an sich große Vorteile
                  gebracht und dazu beigetragen, die weltweite Armut zu verringern. Allerdings hätte
                  die Globalisierung von einer nationalen Politik begleitet werden müssen, die dafür
                  gesorgt hätte, dass die Vorteile innerhalb der Industrieländer breiter und gleichmäßiger
                  verteilt werden. Der unreflektierte Glaube an den Markt hat dazu beigetragen, dass
                  die Regierungen die Notwendigkeit einer solchen Politik nicht erkannt haben (zum Glück
                  ist dies nicht überall der Fall; einige europäische, insbesondere skandinavische Sozialdemokratien
                  haben in diesem Bereich größere Erfolge erzielt). Das rächt sich jetzt, und die Bevölkerung
                  verschiedener »rust belts« und anderer abgehängter Regionen in den Vereinigten Staaten
                  und Europa steht auf und fordert Rechenschaft.
               

               Wenn wir die drei hier erwähnten Faktoren betrachten, die dazu beigetragen haben,
                  dass sich unsere westlichen Demokratien von den politischen Mustern der Nachkriegszeit
                  entfernt haben (und es gibt natürlich noch andere) – nämlich soziale Bewegungen, die
                  Ausbreitung des Neoliberalismus und der globalisierte Handel –, wird deutlich, wie
                  fragil die Errungenschaften einer solchen Phase der Annäherung an das Telos der Demokratie
                  sein können. Sie sind stets anfällig für weitgehend unvorhersehbare Veränderungen
                  in Wirtschaft und Kultur und für wechselnde Ideologien. Keine Formel für eine erfolgreiche
                  Demokratie kann für immer gültig sein.
               

               Sobald das positive Gleichgewicht der Sozialdemokratie verlassen wird, setzen die
                  oben erwähnten Spiralen ein, die uns, wenn keine klugen und wirksamen Gegenmaßnahmen
                  ergriffen werden, noch weiter von unserem Ziel entfernen und die Hegemonie der Eliten
                  sogar noch stärken. Das ist eine Art und Weise, in der die Demokratie für den Zerfall,
                  für den Verlust ihres Wesens anfällig ist. Etwas anderes wäre es, wenn das Abweichen
                  vom Telos auto54matisch zu einer Korrektur führen würde, aber im Gegenteil verschlimmern die sich
                  selbst nährenden Spiralen die Abweichung.
               

            

            
               
                  Nichtbeteiligung und Deprivation
                  

               

               Wir sollten uns keine Illusionen machen: Nichtwähler mögen eine Art zynische Gleichgültigkeit
                  an den Tag legen, aber in Wirklichkeit fühlen sich viele von ihnen um ihr Geburtsrecht
                  betrogen. Dieses Gefühl zeigt sich in der großen Wirkung von Slogans wie Obamas »Yes,
                  we can« von 2008. (Eine der Parteien, die aus der spanischen Indignados-Bewegung hervorgegangen
                  ist, heißt denn auch bemerkenswerterweise »Podemos«). Viele Partizipationsverweigerer
                  zeigen sich bereit, sich wieder zu beteiligen, sobald sie eine Chance sehen, etwas
                  zu bewirken. Die jüngsten Mobilisierungen in vielen westlichen Demokratien sind ein
                  Beweis dafür. Neue Wähler und Wählerinnen waren wichtig für den Erfolg der Demokraten
                  bei den US-Zwischenwahlen 2018; sie waren wichtig für die Rekordbeteiligung bei den Präsidentschaftswahlen
                  2020. Zu den neuen Wählern gehören auch junge Menschen – und gerade junge Leute sind
                  beim Thema Klimawandel führend.
               

               Für viele wird der Mangel an bürgerschaftlichem Engagement als Deprivation empfunden;
                  unter anderem das ist gemeint, wenn wir davon sprechen, dass die Demokratie, wie sie
                  von vielen in unserer Zivilisation gedacht und gelebt wird, ein telisches Konzept
                  ist.
               

               Darüber hinaus hat die Funktionsweise unseres Systems einigen Teilen der Bevölkerung
                  große Verluste zugefügt. Im Zusammenhang mit der Globalisierung des Handels und der
                  Automatisierung haben die fortgeschrittenen Volkswirtschaften den Verlust regulärer,
                  potenzieller Vollzeitarbeitsplätze erlebt; viele Menschen finden nur noch prekäre
                  und/oder Teilzeitbeschäftigung. Für viele Arbeitnehmer hat dies einen Rückgang des
                  Lebensstandards und für die betroffenen Gesellschaften eine Zunahme der Ungleichheit
                  bedeutet. Früher, direkt nach dem Krieg, hätte dies zu einem Anstieg der Stimmen für
                  die große(n) linke(n) Partei(en) geführt. Heute jedoch scheinen die traditionellen
                  linken Parteien nicht in der Lage zu sein, diese Unzufriedenheit zu kanalisieren.
                  Das ist unter anderem in den Vereinigten Staaten, im Vereinigten Königreich und in
                  Frankreich zu beobachten. In Europa zog die Krise von 2008 in den meisten EU-Mitgliedstaaten eine strikte Sparpolitik nach sich. In einigen 55Fällen war das angesichts der Schuldenkrise und des mangelnden Handlungsspielraums
                  der Länder, die an dieselbe (Euro-)Währung gebunden sind, im Rahmen der klassischen
                  Haushaltsplanung erforderlich. Mitunter war die Austeritätspolitik aber auch freiwilliger
                  Natur und ideologisch motiviert. Die Sparmaßnahmen haben die Notlage der weniger Wohlhabenden
                  verschlimmert, doch die sozialdemokratischen Parteien waren entweder nicht in der
                  Lage oder nicht willens, eine Alternative anzubieten. Vielmehr hat die Unzufriedenheit
                  zu einem Anstieg populistischer Wählerstimmen geführt, der natürlich durch die von
                  den Gebrüdern Koch, Sky News und anderen finanzierten Vernebelungen befördert wurde.
               

               In der Tat hat die Macht der neoliberalen Mythologie, gestützt durch die Angst vor
                  der Handelskonkurrenz aus anderen Gesellschaften, verhindert, dass Programme aufgelegt
                  und umgesetzt wurden, die die Krise der guten Arbeitsplätze bewältigen würden: mehr
                  Investitionen in Umschulungen; bessere Unterstützung für Arbeitnehmer und ihre Kinder
                  in Zeiten der Arbeitslosigkeit; Konjunkturpakete zum Aufbau der Infrastruktur; Ausbau
                  der öffentlichen Dienstleistungen, einschließlich Gesundheit, Bildung und Altenpflege
                  (siehe Kapitel 7). Im Gegenteil lag der Schwerpunkt auf Steuersenkungen oder zumindest
                  auf dem Verzicht auf Steuererhöhungen mit der Begründung, dass dies der Königsweg
                  zu mehr Beschäftigung sei; aber diese Politik hat oft zu überzogenen Austeritätsprogrammen
                  geführt – siehe insbesondere Europa nach 2008.
               

               So kam es im Westen zu einem Niedergang der »fordistischen« Industrien, in denen die
                  Arbeitnehmer auf Lebenszeit beschäftigt waren und Zusatzleistungen erhielten. Vom
                  fordistischen Arbeitnehmer zum prekären Teilzeitbeschäftigten: das ist das Schicksal
                  vieler Arbeitnehmer oder ihrer Kinder – ein Schicksal, das einem »Great Downgrade«
                  unserer Zeit gleichkommt. Davon sind viele Menschen und ganze Landstriche betroffen.
                  Dazu gehören die so genannten »Rostgürtel«, ehemalige Standorte der Großindustrie,
                  die heute im Niedergang begriffen sind, aber auch Kleinstädte und ländliche Gebiete,
                  die ebenfalls ins Hintertreffen geraten sind. Die wirtschaftliche Entwicklung in vielen
                  westlichen Gesellschaften hat im letzten halben Jahrhundert zu einer Konzentration
                  der wirtschaftlichen Aktivitäten und des Arbeitsplatzzuwachses in einigen wenigen
                  Großstädten geführt. Kleine Zentren haben nicht nur an Bevölkerung verloren, sondern
                  auch viele ihrer früheren Institutio56nen, darunter häufig die Lokalzeitung.[11]  Viele der Menschen, die in diesen Regionen leben, stehen vor der beängstigenden Aussicht,
                  dass es für sie und ihre Kinder sozial abwärts geht.
               

               Nun könnte man argumentieren, dass wir als Ausgleich für unsere Verluste etwas gewonnen
                  haben. Wie ich weiter oben behauptet habe, war einer der Gründe für den Niedergang
                  des alten Links-Rechts-Schemas der Politik im Westen das Aufkommen sozialer Bewegungen
                  wie Feminismus, LGBTQ-Rechte, ökologische Verantwortung und dergleichen. Diese Bewegungen haben uns dem
                  näher gebracht, was wir als ein weiteres Telos oder Hauptziel der liberalen Demokratie
                  anerkennen – nämlich die Schaffung einer gleichberechtigteren und inklusiveren Gesellschaft
                  oder, negativ ausgedrückt, die Beseitigung bestimmter gravierender und seit langem
                  bestehender Exklusionen oder inegalitärer hierarchischer Inklusionen (wie der von
                  Frauen in patriarchalischen Lebensformen).
               

               Aber wir können diese beiden Entwicklungen nicht als einen Gesamtgewinn oder gar eine
                  Verschiebung betrachten, bei der die Verluste durch die Gewinne vollständig kompensiert
                  werden. Und zwar deshalb, weil die Reaktionen auf die »Große Verschlechterung« die
                  Inklusionsgewinne sehr deutlich und spürbar in Frage gestellt haben. Das ist eine
                  der schockierenden Schlussfolgerungen, zu denen uns die aktuellen Ereignisse zwingen.
                  Die »populistischen« Revolten (wir werden schon bald Grund haben, diesen Begriff in
                  Frage zu stellen) haben der nicht-hierarchischen Inklusion großen Schaden zugefügt.
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